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Sicherheit, Kommunales und Soziales 

Nr. ROF - SG12 - 1512 - 15 - 232 

Haushaltssatzung des 
Krankenhauszweckverbandes Bayreuth 

für das Wirtschaftsjahr 2026 

Bekanntmachung 

Die Verbandsversammlung des Krankenhauszweck-
verbandes Bayreuth hat in der Sitzung vom 8. Dezem-
ber 2025 die Haushaltssatzung und den Wirtschafts-
plan für das Haushaltsjahr 2026 nach Art. 40 ff. 
KommZG (Gesetz über die kommunale Zusammenar-
beit) i.V.m. Art. 61 ff. GO (Gemeindeordnung) und 
Art. 55 ff. LKrO (Landkreisordnung) beschlossen. 

Mit Schreiben der Regierung von Oberfranken vom 
12. Februar 2026, Nr. 12 - 1512 - 15 - 232 - 3, wurde 
die Haushaltssatzung rechtsaufsichtlich genehmigt. 

Die Haushaltssatzung wird nachstehend gemäß 
Art. 65 Abs. 3 GO und Art. 59 Abs. 3 LKrO i.V.m. 
Art. 24 Abs. 1 Satz 2 KommZG amtlich bekannt ge-
macht. 

Die Haushaltssatzung samt ihren Anlagen liegen vom 
Tage nach der Veröffentlichung dieser Bekanntma-
chung im Oberfränkischen Amtsblatt bis zur nächsten 
amtlichen Bekanntmachung einer Haushaltssatzung 
während der allgemeinen Bürozeiten in der Ge-
schäftsstelle des Krankenhauszweckverbandes Bay-
reuth in der Karl-von-Linde-Str. 20, 95447 Bayreuth, 
Zi.Nr. W 1-01, öffentlich zur Einsichtnahme aus. 

Bayreuth, 27. August 2026 
Regierung von Oberfranken 

K e r n e r 
Ltd. Regierungsdirektorin 

Haushaltssatzung des 
Krankenhauszweckverbandes Bayreuth 

für das Haushaltsjahr 2026 

Aufgrund der Art. 40 ff. des Gesetzes über die kom-
munale Zusammenarbeit (KommZG) in Verbindung  

mit Art. 63 ff. der Gemeindeordnung für den Freistaat 
Bayern erlässt die Verbandsversammlung folgende 
Haushaltssatzung: 

§ 1 

Der Wirtschaftsplan für das Haushaltsjahr 2026 wird 
im Erfolgsplan 

in den Erträgen auf 9.300.000,00 € 
in den Aufwendungen auf 18.300.000,00 € 
und somit ein Defizit von 9.000.000,00 € 

und im Vermögensplan 
in den Deckungsmitteln auf 23.400.000,00 € 
in den Ausgaben auf 23.400.000,00 € 

festgesetzt. 

§ 2 

Es sind Kreditaufnahmen i.H.v. 15.500.000,00 € ge-
plant. 

§ 3 

Verpflichtungsermächtigungen werden nicht festge-
setzt. 

§ 4 

Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Auszah-
lungen werden nicht beansprucht. 

§ 5 

Diese Haushaltssatzung tritt mit Wirkung vom 1. Ja-
nuar 2026 in Kraft. 

Bayreuth, 6. August 2026 
Krankenhauszweckverband Bayreuth 

Der Verbandsvorsitzende 
Dr. Andreas   Z i p p e l 

Oberbürgermeister 
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Wirtschaft, Landesentwicklung, Heimat und Verkehr 

Nr. ROF - SG22 - 2206 - 3 - 134 - 34 

Schornsteinfegerrecht; 
Bestellung zur betriebsangehörigen 

Vertreterin/zum betriebsangehörigen 
Vertreter für die Feuerstättenschau 

gemäß § 11b Schornsteinfeger-Hand-
werksgesetz (SchfHwG) 

Bekanntmachung der 
Regierung von Oberfranken 

Folgender betriebsangehöriger Vertreter für die Feu-
erstättenschau wird von der Regierung von Oberfran-
ken bestellt: 

 Herr Peter Herold für den Zeitraum 10. August 
2026 bis 31. Juli 2031 auf den Kehrbezirk Forch-
heim 5. 

Bayreuth, 31. August 2026 
Regierung von Oberfranken 

F i s c h e r 
Abteilungsdirektor 

Nr. ROF - SG22 - 2206 - 2 - 96 - 19 

Schornsteinfegerrecht; 
Bestellung zur bevollmächtigten Bezirks-
schornsteinfegerin/zum bevollmächtigten 

Bezirksschornsteinfeger 

Bekanntmachung der 
Regierung von Oberfranken 

Folgende bevollmächtigte Bezirksschornsteinfeger 
wurden zum 1. Oktober 2026 bestellt: 

 Herr Ralf Gröbner auf den Kehrbezirk Kirchen- 
lamitz, 

 Herr Marco Reichel auf den Kehrbezirk Döhlau. 

Bayreuth, 31. August 2026 
Regierung von Oberfranken 

F I s c h e r 
Abteilungsdirektor 

Nr. ROF - SG22 - 3322 - 3 - 4 - 220 

Errichtung der 110-kV-Erdkabelleitung 
zum Anschluss des Umspannwerks 

Steinbach a.Wald (Ltg. Nrn. LH-07-E65/1 

und LH-07-E65/2) vom 
Umspannwerk Steinbach a.Wald 
zum Umspannwerk Windheim 

Bekanntmachung 

Die Bayernwerk Netz GmbH, Regensburg, hat mit 
Nachricht vom 3. September 2026, eingegangen 
ebendann, die Planfeststellung für die Errichtung der 
110-kV-Erdkabelleitung zum Anschluss des Um-
spannwerks Steinbach a.Wald (Ltg. LH-07-E65/1 und 
LH-07-E65/2) vom Umspannwerk Steinbach a.Wald 
zum Umspannwerk Windheim bei der Regierung von 
Oberfranken beantragt.  

Die Zulassung des Vorhabens durch Planfeststellung 
kann durch die Vorhabenträgerin nach § 43 Abs. 2 
Satz 1 Nr. 4 Energiewirtschaftsgesetz (EnWG) bean-
tragt werden. Die Regierung von Oberfranken ist die 
zuständige Behörde für die Planfeststellung. Es be-
darf keiner Vorprüfung nach § 7 des Gesetzes über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) zur Fest-
stellung der Pflicht zur Durchführung einer Umwelt-
verträglichkeitsprüfung (UVP), da der Neubau einer 
110-kV-Erdkabelleitung nicht in Anlage 1 zum UVPG 
aufgeführt und somit der Anwendungsbereich des 
Gesetzes nach § 1 Nr. 1 UVPG nicht eröffnet ist. 

Die Bayernwerk Netz GmbH ist nach dem EnWG ver-
pflichtet, ihr Verteilnetz in Bayern bei Bedarf zu erwei-
tern. Darüber hinaus besteht gemäß § 17 EnWG eine 
gesetzliche Verpflichtung, Anschlussnehmer - insbe-
sondere Industriekunden - an das Energieversor-
gungsnetz anzuschließen. Im vorliegenden Fall wird 
dieser gesetzliche Anspruch durch die Anbindung ei-
nes Industriekunden umgesetzt. Das Unternehmen 
beabsichtigt, seine Schmelzwannen von einer gasba-
sierten auf eine strombasierte Beheizung umzustel-
len und damit einen wesentlichen Beitrag zur betrieb-
lichen Dekarbonisierung zu leisten. Die dafür erforder-
liche elektrische Leistung macht eine leistungsfähige 
Netzanbindung notwendig. Für die Netzanbindung 
wird auf dem Werksgelände des Industriekunden das 
Umspannwerk Steinbach a.Wald neu errichtet. Die 
Anbindung an das bestehende 110-kV-Netz erfolgt 
über das Umspannwerk Windheim. Die Verknüpfung 
dieser beiden Umspannwerke erfolgt über die neu zu 
errichtende, ca. 2,7 km lange 110-kV-Erdkabelleitung, 
die Gegenstand dieses Planfeststellungsverfahrens 
ist. Die Leitung verläuft auf dem Gebiet der kreisan-
gehörigen Gemeinde Steinbach a.Wald im Landkreis 
Kronach. Maßnahmen an den Umspannwerken 
selbst sowie die Errichtung des Umspannwerkes 
Steinbach a.Wald sind nicht Bestandteil dieses Ver-
fahrens. 

1. Die Planunterlagen sind in der Zeit  

vom 28. September 2026 bis 
einschließlich 27. Oktober 2026 
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auf der Internetseite der Regierung von Oberfran-
ken unter dem Link  

www.reg-ofr.de/110stewi

zur allgemeinen Einsicht zugänglich gemacht. Die 
Unterlagen sind ebenfalls auffindbar unter 
www.regierung.oberfranken.bayern.de > Service 
> Planfeststellungen > Wirtschaft, Landesent-
wicklung, Heimat und Verkehr > Energiewirt-
schaft 

Auf Verlangen eines Beteiligten ist die Übersen-
dung eines elektronischen Speichermediums, auf 
dem die auszulegenden Unterlagen gespeichert 
sind, möglich. Das Verlangen ist unter Angabe der 
vollständigen Kontaktdaten an die Regierung von 
Oberranken schriftlich, per E-Mail oder telefonisch 
zu richten (Regierung von Oberfranken, Sachge-
biet 22, Ludwigstraße 20, 95444 Bayreuth, ener-
giewirtschaft@reg-ofr.bayern.de, Tel.: 0921/604-
1368). 

2. Jeder, dessen Belange durch das Vorhaben be-
rührt werden, kann 

vom 28. September 2026 bis 
einschließlich 10. November 2026 

bei der Regierung von Oberfranken Einwendun-
gen elektronisch gegen den beantragten Plan er-
heben. Für die elektronische Einwendung ist das 
"Sichere Kontaktformular" (https://formularserver-
bp.bayern.de/sichererKontakt?cal-
ler=68776013380) aus dem Bayerischen Portal-
verbund (Authentifizierung mit BayernID mit Be-
nutzername und Passwort) zu verwenden. Ein-
wendungen können bei der Regierung von Ober-
franken, Sachgebiet 22, auch mündlich zur elek-
tronischen Eingabe abgegeben werden. Die Ter-
minvereinbarung erfolgt per E-Mail oder telefo-
nisch bei der Regierung von Oberfranken (Sachge-
biet 22, energiewirtschaft@reg-ofr.bayern.de, 
Tel.: 0921/604-1368). Die Einwendungserhebung 
durch einfache E-Mail ist unzulässig. 

Vereinigungen, die aufgrund einer Anerkennung 
nach anderen Rechtsvorschriften befugt sind, 
Rechtsbehelfe nach der Verwaltungsgerichtsord-
nung gegen die Entscheidung nach Art. 74 
BayVwVfG einzulegen, können innerhalb der oben 
genannten Einwendungsfrist in der vorgenannten 
Form Einwendungen und Stellungnahmen zu dem 
Plan abgeben. 

Die Einwendung muss den geltend gemachten 
Belang und das Maß seiner Beeinträchtigung er-
kennen lassen. Nach Ablauf der Einwendungsfrist 
sind Einwendungen oder Stellungnahmen, die 
nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beru-
hen, ausgeschlossen. Vor Beginn der oben ge-
nannten Frist eingehende Einwendungen sind un-
wirksam. Einwender erhalten auf ihre Einwendun-
gen grundsätzlich keine schriftliche Erwiderung im 
laufenden Planfeststellungsverfahren. Eine Ein-
gangsbestätigung zum Einwendungsschreiben er-
folgt nicht. 

Bei Einwendungen, die von mehr als 50 Personen 
auf Unterschriftslisten unterzeichnet oder in Form 
vervielfältigter gleichlautender Texte eingereicht 
werden (gleichförmige Eingaben), ist auf jeder mit 
einer Unterschrift versehenen Seite deutlich sicht-
bar ein Unterzeichner mit Namen, Beruf und An-
schrift als Vertreter der übrigen Unterzeichner zu 
bezeichnen, soweit er nicht von ihnen als Bevoll-
mächtigter bestellt ist. Vertreter kann nur eine na-
türliche Person sein. Andernfalls können diese 
Einwendungen unberücksichtigt bleiben. 

Die Einwendungen und Stellungnahmen werden 
dem Vorhabenträger und den von ihm Beauftrag-
ten elektronisch zur Verfügung gestellt, um eine 
Erwiderung gegenüber der Planfeststellungsbe-
hörde zu ermöglichen.  

3. Die Regierung von Oberfranken kann auf einen Er-
örterungstermin verzichten, § 43 a Abs. 8 Satz 1 
EnWG. Der Erörterungstermin findet nicht statt, 
wenn die in § 43 a Abs. 8 Satz 2 EnWG geregelten 
Voraussetzungen vorliegen. 

Findet ein Erörterungstermin statt, wird dieser 
mindestens eine Woche vorher ortsüblich be-
kanntgemacht. Diejenigen, die fristgerecht Ein-
wendungen oder Stellungnahmen erhoben haben, 
bzw. bei gleichförmigen Einwendungen der Ver-
treter, werden von dem Termin gesondert be-
nachrichtigt. Sind mehr als 50 Benachrichtigungen 
vorzunehmen, so können diese Benachrichtigun-
gen von dem Erörterungstermin durch öffentliche 
Bekanntmachung ersetzt werden. Bei Ausbleiben 
eines Beteiligten in dem Erörterungstermin kann 
auch ohne ihn verhandelt werden. Die Vertretung 
durch einen Bevollmächtigten ist möglich. Die Be-
vollmächtigung ist durch eine schriftliche Voll-
macht nachzuweisen, die zu den Akten der Anhö-
rungsbehörde zu geben ist. Der Erörterungster-
min ist nicht öffentlich. Das Anhörungsverfahren 
ist mit Abschluss des Erörterungstermins been-
det.  

Durch Einsichtnahme in die Planunterlagen, Erhe-
bung von Einwendungen, Stellungnahmen, Teil-
nahme am Erörterungstermin oder Vertreterbe-
stellung entstehende Kosten werden nicht erstat-
tet.  

4. Entschädigungsansprüche, soweit über sie nicht 
in der Planfeststellung dem Grunde nach zu ent-
scheiden ist, sind nicht Gegenstand dieses Plan-
feststellungsverfahrens, sondern in einem geson-
derten Entschädigungsverfahren zu behandeln.  

5. Über die Einwendungen und Stellungnahmen 
wird nach Abschluss des Anhörungsverfahrens 
durch die Planfeststellungsbehörde entschieden. 
Die abschließende Entscheidung (Planfeststel-
lungsbeschluss) wird öffentlich bekannt gegeben, 
indem sie mit der Rechtsbehelfsbelehrung für die 
Dauer von zwei Wochen auf der Internetseite der 
Regierung von Oberfranken zugänglich gemacht 
wird. Zusätzlich wird der Planfeststellungsbe-
schluss mit seinem verfügenden Teil und der  

http://www.reg-ofr.de/110stewi
http://www.regierung.oberfranken.bayern.de/
mailto:energiewirtschaft@reg-ofr.bayern.de
mailto:energiewirtschaft@reg-ofr.bayern.de
https://formularserver-bp.bayern.de/sichererKontakt?caller=68776013380
https://formularserver-bp.bayern.de/sichererKontakt?caller=68776013380
https://formularserver-bp.bayern.de/sichererKontakt?caller=68776013380
mailto:energiewirtschaft@reg-ofr.bayern.de
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Rechtsbehelfsbelehrung sowie einem Hinweis 
auf die Zugänglichmachung im Internet in örtli-
chen Tageszeitungen, die in dem Gebiet, auf das 
sich das Vorhaben voraussichtlich auswirken wird, 
verbreitet sind, bekannt gemacht, vgl. § 43 b 
Abs. 5 Satz 2 EnWG. Nach dem Ablauf von zwei 
Wochen seit der Zugänglichmachung auf der In-
ternetseite der Planfeststellungsbehörde gilt der 
Planfeststellungsbeschluss gegenüber den Be-
troffenen und demjenigen, der Einwendungen er-
hoben hat, als bekannt gegeben, § 43 b Abs. 5 
Satz 3 EnWG.  

Einem Betroffenen oder demjenigen, der Einwen-
dungen erhoben hat, wird eine leicht zu errei-
chende Zugangsmöglichkeit zur Verfügung ge-
stellt, wenn er oder sie während der Dauer der 
Veröffentlichung ein entsprechendes Verlangen 
an die Regierung von Oberfranken gerichtet hat. 
Dies ist in der Regel die Übersendung eines gän-
gigen elektronischen Speichermediums, auf dem 
die auszulegenden Unterlagen gespeichert sind, 
vgl. § 43 b Abs. 5 Sätze 5, 6 EnWG. 

6. Vom Beginn der Auslegung des Plans dürfen auf 
den vom Plan betroffenen Flächen bis zu ihrer In-
anspruchnahme wesentlich wertsteigernde oder 
die geplanten Baumaßnahmen erheblich er-
schwerende Veränderungen nicht vorgenommen 
werden (Veränderungssperre). Veränderungen, 
die in rechtlich zulässiger Weise vorher begonnen 
worden sind, Unterhaltungsarbeiten und die Fort-
führung einer bisher ausgeübten Nutzung werden 
davon nicht berührt (§ 44 a Abs. 1 EnWG). Dar-
über hinaus steht der Vorhabenträgerin nach 
§ 44 a Abs. 3 EnWG ein Vorkaufsrecht an den von 
dem Plan betroffenen Flächen zu. 

7. Aufgrund der seit dem 25. Mai 2018 anwendbaren 
EU-Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) wird 
darauf hingewiesen, dass im Rahmen der Beteili-
gung der Öffentlichkeit im o.g. Planfeststellungs-
verfahren die erhobenen Einwendungen bzw. ab-
gegebenen Äußerungen/Stellungnahmen ein-
schließlich der darin mitgeteilten personenbezo-
genen Daten ausschließlich für das Planfeststel-
lungsverfahren von der Anhörungs- und Planfest-
stellungsbehörde (Regierung von Oberfranken, 
Ludwigstraße 20, 95444 Bayreuth, post-
stelle@reg-ofr.bayern.de, Tel. 0921/604-0) erho-
ben, gespeichert und verarbeitet werden. Die per-
sönlichen Daten werden benötigt, um die Betrof-
fenheit beurteilen zu können. Sie werden so lange 
gespeichert, wie dies unter Beachtung der gesetz-
lichen Aufbewahrungsfristen für die Aufgabener-
füllung erforderlich ist. Die Daten können an den 
Vorhabenträger und seine mitarbeitenden Büros 
zur Auswertung der Einwendungen und Stellung-
nahmen weitergegeben werden. Insoweit handelt 
es sich um eine erforderliche und somit rechtmä-
ßige Verarbeitung aufgrund einer rechtlichen Ver-
pflichtung gem. Art. 6 Abs. 1 Satz 1 Buchst. c, e, 
Abs. 3 Satz 1 Buchst. b DSGVO, Art. 4 Bayeri-
sches Datenschutzgesetz (BayDSG) i.V.m. 
Art. 73, 75 BayVwVfG. Weitere Informationen  

finden Sie unter https://www.regierung.oberfran-
ken.bayern.de/service/hilfe/datenschutz/.  

Bayreuth, 21. September 2026 
Regierung von Oberfranken 

S t a d l e r 
Ltd. Regierungsdirektorin 

Nr. ROF - SG 24 - 8326.1 - 1 - 9 

Verordnung zur Änderung des Regional-
plans Oberfranken-West; 

Fortschreibung des 
Teilkapitels B V 2.5.2 "Windenergie" 

Gemäß der Übergangsbestimmung Art. 33 Abs. 1 
des Bayerischen Landesplanungsgesetzes (BayLplG) 
werden Verfahren zur Aufstellung von Raumord-
nungsplänen nach Art. 15 BayLplG, für die vor dem 
1. April 2026 das Beteiligungsverfahren eingeleitet 
wurde, nach der am 31. März 2026 geltenden Fas-
sung des Gesetzes abgeschlossen. Das Beteiligungs-
verfahren für die vorliegende Änderung des Regional-
plans Oberfranken-West wurde am 7. November 
2024 eingeleitet, sodass die am 31. März 2026 gel-
tende Fassung des Bayerischen Landesplanungsge-
setzes Anwendung findet.  

Aufgrund des Art. 22 Abs. 1 Satz 2 in Verbindung mit 
Art. 14 Abs. 6 Satz 2 BayLplG a.F. hat die Regierung 
von Oberfranken als höhere Landesplanungsbehörde 
mit Bescheid vom 14. September 2026 die Verord-
nung zur Änderung des Regionalplans Oberfranken-
West vom 20. April 2026 für verbindlich erklärt. 

Gegenstand der Verordnung ist die Fortschreibung 
des Teilkapitels B V 2.5.2 "Windenergie". 

Die Änderung des Regionalplans tritt am Tag nach 
dem Erscheinen dieses Amtsblattes in Kraft und liegt 
gemäß Art. 18 Satz 1 BayLplG a.F. ab demselben Tag 
bei der Regierung von Oberfranken als höhere Lan-
desplanungsbehörde (Ludwigstraße 20, 95444 Bay-
reuth, Zimmer K 204) während der allgemeinen Be-
suchszeiten (Montag - Donnerstag 08:00 Uhr - 
12:00 Uhr und 13:00 Uhr - 15:30 Uhr, Freitag 
08:00 Uhr - 12:00 Uhr) zur Einsichtnahme aus. Um 
vorherige Terminvereinbarung unter der Telefonnum-
mer 0921/604-1493 wird gebeten. Darüber hinaus ist 
die Verordnung im Internet eingestellt 
(https://www.reg-ofr.de/frp). 

Auf die Voraussetzungen der Geltendmachung der 
Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften und 
sonstiger Mängel sowie auf die Rechtsfolgen des 
Art. 23 BayLplG a.F. wird hingewiesen. Demnach 
werden folgende Mängel unbeachtlich, wenn sie 
nicht innerhalb eines Jahres nach der Bekanntma-
chung des Regionalplans unter Darlegung des die 
Verletzung begründenden Sachverhalts schriftlich 
oder elektronisch gegenüber dem Regionalen Pla-
nungsverband Oberfranken-West, Ludwigstraße 23, 
96052 Bamberg, geltend gemacht werden: 

mailto:poststelle@reg-ofr.bayern.de
mailto:poststelle@reg-ofr.bayern.de
https://www.regierung.oberfranken.bayern.de/service/hilfe/datenschutz/
https://www.regierung.oberfranken.bayern.de/service/hilfe/datenschutz/
https://www.reg-ofr.de/frp
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1. Eine nach Art. 23 Abs. 1 Nrn. 1 und 2 BayLplG a.F. 
beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Ver-
fahrens- und Formvorschriften, 

2. eine unter Berücksichtigung von Art. 23 Abs. 2 
Nr. 1 BayLplG a.F. beachtliche Verletzung des 
Art. 21 Abs. 1 Satz 1 BayLplG a.F., 

3. nach Art. 23 Abs. 3 BayLplG a.F. beachtliche Män-
gel des Abwägungsvorgangs oder 

4. eine nach Art. 23 Abs. 4 BayLplG a.F. beachtliche 
Verletzung der Vorschriften über die Umweltprü-
fung. 

Ebenfalls mit Bescheid vom 14. September 2026 hat 
die Regierung von Oberfranken gemäß § 5 Abs. 1 
Satz 2 Windenergieflächenbedarfsgesetz (WindBG) 
festgestellt, dass der Regionalplan Oberfranken-
West, Teilkapitel B V 2.5.2 "Windenergie", in der Fas-
sung der Verordnung vom 20. April 2026 mit dem 
Teilflächenziel gemäß § 3 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 WindBG 
in Verbindung mit Nr. 6.2.2 der Anlage zu § 1 der Ver-
ordnung über das Landesentwicklungsprogramm 
Bayern (LEP) von 1,1 % der Regionsfläche bis zum 
31. Dezember 2027 im Einklang steht. Nach derzeiti-
gem Stand wurden innerhalb der Region Oberfran-
ken-West 68 Vorranggebiete für Windenergieanlagen 
mit einer Gesamtfläche von 67 km² ausgewiesen, 
was einem Flächenanteil von 1,82 % entspricht.  

Bayreuth, 14. September 2026 
Regierung von Oberfranken 

F i s c h e r 
Abteilungsdirektor 

Nr. 24 - 8321.4 - 2 - 3 

Regionalen Planungsverbandes 
Oberfranken-Ost; 

Planungsausschusssitzung des 
Regionalen Planungsverbandes 

Oberfranken-Ost am 1. Oktober 2026 

Bekanntmachung des 
Regionalen Planungsverbandes Oberfranken-Ost 

über die Planungsausschusssitzung 
am 1. Oktober 2026 um 10:00 Uhr 

im Sitzungssaal des Landratsamtes Hof 
(Schaumbergstraße 14, 95032 Hof) 

Tagesordnung: 

1. Begrüßung durch den Verbandsvorsitzenden 
Landrat Dr. Oliver Bär  

2. Feststellung der Beschlussfähigkeit  

3. Bestellung einer neuen Geschäftsführung  

4. Jahresrechnung 2025 

5. Feststellung des Jahresergebnisses, Entlastung 
des Verbandsvorsitzenden und seiner Stellver-
treter sowie der Geschäftsstelle für das Rech-
nungsjahr 2025 

6. Verabschiedung des Haushaltes 2026 

7. Ausweisung von Beschleunigungsgebieten ge-
mäß § 28 Raumordnungsgesetz: 
Vorranggebiete der vorgezogenen Teilfortschrei-
bung des Teilkapitels 6.5.2 Windenergie des Re-
gionalplans Oberfranken-Ost; 
Einleitung des Verfahrens 

8. Verordnung zur Änderung des Regionalplans 
Oberfranken-Ost: 
Gesamträumliche Teilfortschreibung des Regio-
nalplanteilkapitels 6.5.2 Windenergie; 
Einleitung des Beteiligungsverfahrens 

9. Vorstellung der Ergebnisse des Projektes "Ener-
giezukunft Oberfranken-Ost" im Rahmen der 
Bundesförderung strategischer Regionalent-
wicklungskonzepte (RegioStrat), Förderzeit-
raum: 1. Juli 2024 - 31. Oktober 2026 

10. Umsetzung der Strategie "Energiezukunft Ober-
franken-Ost" im Wege der Antragstellung des 
Regionalen Planungsverbandes Oberfranken-
Ost auf Projektförderung nach der Förderrichtli-
nie Landesentwicklung – Regionalmanagement 
(FöRLa III) 

Hof, 4. September 2026 
Regionaler Planungsverband 

Oberfranken-Ost 
Dr. Oliver   B ä r 

Landrat 
Verbandsvorsitzender 

Nr. 24 - 8326.2 - 1 

Satzung des Regionalen 
Planungsverbandes Oberfranken-Ost 

Aufgrund des Art. 9 Abs. 1 des Bayerischen Landes-
planungsgesetzes (BayLplG) vom 25. Juni 2012 
(GVBl. S. 254, BayRS 230-1-W), zuletzt geändert am 
23. April 2026 (GVBl. S. 190), erlässt der Regionale 
Planungsverband Oberfranken-Ost in der Region 5 
folgende Satzung: 

Inhaltsübersicht 

I. Abschnitt: Allgemeine Vorschriften 

§ 1 Rechtsnatur, Name und Sitz des Verbandes 

§ 2 Mitglieder des Verbandes 

§ 3 Aufgaben des Verbandes 

II. Abschnitt: Verfassung und Verwaltung 

§ 4 Organe des Verbandes 

§ 5 Verbandsversammlung 

§ 6 Aufgaben der Verbandsversammlung 

§ 7 Sitzungen der Verbandsversammlung 

§ 7 a Sitzungsteilnahme durch Ton-Bild-Übertragung  

§ 8 Beschlüsse und Wahlen 
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§ 9 Planungsausschuss 

§ 10 Aufgaben des Planungsausschusses 

§ 11 Sitzungen des Planungsausschusses 

§ 12 Verbandsvorsitzender 

§ 13 Aufgaben des Verbandsvorsitzenden 

§ 14 Rechtsstellung und Entschädigung 

III. Abschnitt: Verbandswirtschaft 

§ 15 Anzuwendende Vorschriften 

§ 16 Deckung des Finanzbedarfs 

§ 17 Kassenverwaltung 

§ 18 Örtliche und Überörtliche Prüfung 

IV: Abschnitt: Schlussvorschriften 

§ 19 Aufsicht 

§ 20 Öffentliche Bekanntmachungen 

§ 21 Verweisung auf andere Rechtsvorschriften 

§ 22 Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

I. Abschnitt 
Allgemeine Vorschriften 

§ 1 
Rechtsnatur, Name und Sitz des Verbandes 

(1) Für die Region 5 besteht ein Regionaler Planungs-
verband als Körperschaft des öffentlichen Rechts. 

(2) Der Verband führt den Namen Oberfranken-Ost. 

(3) Er hat seinen Sitz am Dienstsitz des jeweiligen 
Verbandsvorsitzenden. Die Verwaltungs- und Kassen-
geschäfte werden am jeweiligen Dienstsitz des Ver-
bandsvorsitzenden geführt. 

§ 2 
Mitglieder des Verbandes, Bezeichnungen 

(1) Mitglieder des Verbandes sind alle Gemeinden, 
deren Gebiet in der Region liegt, sowie die Land-
kreise, deren Gebiet ganz oder teilweise zur Region 
gehört. 

(2) Das Gebiet der Region bestimmt sich nach der 
Verordnung über das Landesentwicklungsprogramm 
Bayern in der jeweils gültigen Fassung. 

(3) Die in der Satzung verwendeten Status-, Funkti-
ons- und anderen Bezeichnungen gelten für Frauen 
und für Männer. 

§ 3 
Aufgaben des Verbandes 

(1) Der Verband ist Träger der Regionalplanung in sei-
nem Verbandsbereich. 

(2) Er hat insbesondere die Aufgabe, 

1. den Regionalplan sowie bei Bedarf dessen Fort-
schreibungen auszuarbeiten und zu beschließen 
und dabei die Interessen der Verbandsmitglieder 
im Rahmen der Landesplanung abzustimmen; 

2. an der Ausarbeitung von Zielen und Grundsätzen 
der Raumordnung durch Staatsbehörden mitzu-
wirken; 

3. Stellungnahmen im Rahmen von Verfahren abzu-
geben, an denen der Regionale Planungsverband 
beteiligt ist; 

4. nach Maßgabe von Art. 26 BayLplG zur Entwick-
lung, Ordnung und Sicherung des Raums mit öf-
fentlichen Stellen und Personen des Privatrechts 
zusammenzuarbeiten oder auf die Zusammenar-
beit dieser Stellen hinzuwirken; 

5. nach Maßgabe von Art. 1 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 
BayLplG bei Konflikten zwischen Verbandsmitglie-
dern, die die Regionalplanung betreffen, auf eine 
einvernehmliche Lösung hinzuwirken. Falls dies in 
Anspruch genommen werden soll, wendet sich 
grundsätzlich mindestens ein betroffenes Mitglied 
an den Verbandsvorsitzenden, der über das wei-
tere Vorgehen entscheidet. 

(3) Der Verband hat dabei die vom Staat gesetzten 
Planungsziele zu beachten. Er hat die Grundsätze der 
Raumordnung gegeneinander und untereinander ab-
zuwägen. 

(4) Der Regionalplan ist mit Regionalplänen benach-
barter Regionen abzustimmen. Im Übrigen sind die In-
teressen benachbarter Gebiete sowie raumbedeut-
same Planungen und Maßnahmen außerhalb der Re-
gion im Regionalplan angemessen zu berücksichti-
gen. Die Abstimmung mit den Interessen sowie 
raumbedeutsame Planungen und Maßnahmen be-
nachbarter Gebiete außerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland bleiben der Regelung durch zwischen-
staatliche Vereinbarungen vorbehalten. 

(5) Der Verband bedient sich zur Ausarbeitung des 
Regionalplans und dessen Fortschreibung sowie zur 
Erstellung der Arbeitsunterlagen für die Verbandsor-
gane der zuständigen höheren Landesplanungsbe-
hörde, die hierfür die erforderlichen Mittel zur Verfü-
gung stellt. Der für die Region zuständige Sachbear-
beiter wird in dieser Satzung als Regionsbeauftragter 
bezeichnet. 

(6) Der Verband nimmt - mittels eines seitens der 
obersten Landesplanungsbehörde geförderten Regi-
onalmanagements - Aufgaben seiner Mitglieder in 
der Regionalentwicklung wahr, die die verbandsweite 
Energieversorgung betreffen. Das Recht des jeweili-
gen Mitgliedes, die Aufgabe selbst wahrzunehmen, 
bleibt hiervon unberührt, soweit dies der Aufgaben-
wahrnehmung des Regionalen Planungsverbandes 
nicht widerspricht. 

II. Abschnitt 
Verfassung und Verwaltung 

§ 4 
Organe des Verbandes 

Die Organe des Regionalen Planungsverbandes sind: 

1. die Verbandsversammlung; 
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2. der Planungsausschuss; 

3. der Verbandsvorsitzende. 

§ 5 
Verbandsversammlung 

(1) Die Verbandsversammlung besteht aus dem Ver-
bandsvorsitzenden und den übrigen Verbandsräten. 
Jedes Verbandsmitglied entsendet einen Verbands-
rat. 

(2) Eine Gemeinde wird in der Verbandsversammlung 
durch den Ersten Bürgermeister, eine kreisfreie Stadt 
durch den Oberbürgermeister und ein Landkreis 
durch den Landrat kraft Amtes vertreten; im Fall der 
Verhinderung treten an ihre Stelle ihre Stellvertreter. 
Die Beschlussorgane der Verbandsmitglieder können 
mit Zustimmung der in Satz 1 genannten Personen 
auch andere Personen als Verbandsräte bestellen 
(sonstige Mitglieder). Diese müssen nicht Mitglieder 
der Beschlussorgane sein. Für jeden nach Satz 2 be-
stellten Verbandsrat wird vom jeweiligen Verbands-
mitglied für den Fall seiner Verhinderung ein Stellver-
treter bestellt. 

(3) Für Verbandsräte, die kraft ihres Amtes der Ver-
bandsversammlung angehören, endet das Amt als 
Verbandsrat mit dem Ende ihres kommunalen Wahl-
amtes; entsprechendes gilt für Stellvertreter. Die üb-
rigen Verbandsräte und ihre Stellvertreter werden, so-
fern sie Mitglieder der Beschlussorgane sind, für die 
Dauer der Wahlzeit der Beschlussorgane, andernfalls 
für sechs Jahre bestellt. Nach Ablauf der Amtszeit 
üben die bisherigen Verbandsräte und Stellvertreter 
ihre Tätigkeit bis zur Bestellung der neuen Verbands-
räte weiter aus. § 12 Abs. 2 Satz 2 bleibt unberührt. 
Die Tätigkeit als Verbandsrat oder als Stellvertreter 
endet vorzeitig durch: 

1. Verlust der Wählbarkeit; 

2. Rücktritt aus wichtigem Grund; 

3. Abberufung der nach Abs. 2 Satz 2 bestellten Ver-
bandsräte bzw. deren Stellvertreter aus wichti-
gem Grund durch das Verbandsmitglied; 

4. Erlöschen der Mitgliedschaft der entsendenden 
Gebietskörperschaften. 

(4) Die wählbaren Bürger der Gemeinden und Land-
kreise, die Verbandsmitglieder sind, können die Über-
nahme oder die weitere Ausübung des Amtes eines 
Verbandsrates nur aus wichtigen Gründen ablehnen. 
Als wichtiger Grund ist es insbesondere anzusehen, 
wenn der Verpflichtete durch sein Alter, seine Berufs- 
oder Familienverhältnisse, seinen Gesundheitszu-
stand oder sonstige in seiner Person liegende Um-
stände an der Übernahme oder weiteren Ausübung 
des Amtes verhindert ist. Ob ein wichtiger Grund vor-
liegt, entscheidet die Gebietskörperschaft, die den 
Verbandsrat bestellt. 

§ 6 
Aufgaben der Verbandsversammlung 

(1) Der Verbandsversammlung ist ausschließlich zu-
ständig für: 

1. die Wahl des Verbandsvorsitzenden und seiner 
Stellvertreter; 

2. die Beschlussfassung über die Verbandssatzung 
(einschließlich Entschädigungssatzung und Ge-
schäftsordnung); 

3. die Beschlussfassung über Gesamtfortschreibun-
gen des Regionalplans. 

§ 7 
Sitzungen der Verbandsversammlung 

(1) Die Verbandsversammlung ist nach Bedarf einzu-
berufen. Sie ist einzuberufen, wenn Mitglieder, die 
gemeinsam mindestens ein Viertel der Stimmen des 
Verbandes vertreten, es unter Angabe der Beratungs-
gegenstände schriftlich oder elektronisch beantra-
gen. Sie soll einberufen werden, wenn der Regions-
beauftragte es unter Angabe der Beratungsgegen-
stände schriftlich oder elektronisch beantragt. 

(2) Die Verbandsversammlung wird durch den Vorsit-
zenden schriftlich oder elektronisch einberufen. Die 
Einladung muss Tagungszeit und -ort sowie die Bera-
tungsgegenstände angeben und den Verbandsräten 
spätestens zwei Wochen vor der Sitzung zugehen. In 
dringenden Fällen kann der Verbandsvorsitzende die 
Frist bis auf drei Tage abkürzen. 

(3) Zu den Sitzungen werden die oberste und die hö-
here Landesplanungsbehörde sowie der bei der hö-
heren Landesplanungsbehörde bestellte Regionsbe-
auftragte eingeladen. 

(4) Die Sitzungen werden durch den Verbandsvorsit-
zenden, im Falle seiner Verhinderung durch einen sei-
ner Stellvertreter geleitet. Die Stellvertreter vertreten 
den Vorsitzenden im Verhinderungsfall in ihrer Rei-
henfolge. Sind sowohl der Vorsitzende wie auch die 
Stellvertreter verhindert, leitet der an Lebensjahren äl-
teste Verbandsrat die Sitzung. 

(5) Über die Sitzungen der Verbandsversammlung 
wird eine Niederschrift gefertigt, die vom Verbands-
vorsitzenden und dem von ihm zu bestimmenden 
Schriftführer zu unterzeichnen ist. 

(6) Zeitpunkt und Ort der Sitzung der Verbandsver-
sammlung sind unter Angabe der Tagesordnung spä-
testens am fünften Tag vor der Sitzung öffentlich be-
kannt zu machen. 

(7) Die Sitzungen sind öffentlich, soweit nicht Rück-
sichten auf das Wohl der Allgemeinheit oder auf be-
rechtigte Ansprüche einzelner entgegenstehen. Über 
den Ausschluss der Öffentlichkeit wird in nichtöffent-
licher Sitzung beraten und entschieden. Durch die Ge-
schäftsordnung kann bestimmt werden, dass be-
stimmte Angelegenheiten grundsätzlich in nichtöf-
fentlicher Sitzung behandelt werden. 

(8) Die in nichtöffentlicher Sitzung gefassten Be-
schlüsse sind der Öffentlichkeit bekannt zu geben, 
sobald die Gründe für die Geheimhaltung weggefal-
len sind. 

§ 7 a 
Sitzungsteilnahme durch Ton-Bild-Übertragung 

(1) Verbandsräte können an den Sitzungen der Ver-
bandsversammlung und des Planungsausschusses  
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mittels Ton-Bild-Übertragung teilnehmen (Art. 33 a 
Abs. 1 Satz 1 KommZG). Der Verbandsvorsitzende 
entscheidet mit der Einladung, ob eine Sitzung als 
reine Präsenzsitzung oder Hybridsitzung abgehalten 
wird. 

(2) Voraussetzung für die virtuelle Teilnahme an den 
Sitzungen ist die Unterzeichnung der Belehrung über 
die Teilnahme an Hybridsitzungen. Vom Vorliegen 
weiterer Voraussetzungen wird die Sitzungsteil-
nahme nicht abhängig gemacht. 

(3) Im Planungsausschuss ist die virtuelle Teilnahme 
auf die Ausschussmitglieder beschränkt. 

(4) Der Verantwortungsbereich des Regionalen Pla-
nungsverbandes Oberfranken-Ost beschränkt sich 
auf die Bereitstellung der Plattform zur audiovisuellen 
Zuschaltung. Ist entweder mindestens ein Verbands-
rat zugeschaltet oder bestätigt ein Test, dass eine Zu-
schaltmöglichkeit besteht, wird vermutet, dass der 
Grund für eine Nichtzuschaltung des Verbandsrates 
nicht im Verantwortungsbereich des Regionalen Pla-
nungsverbandes liegt (Art. 33 a Abs. 4 Satz 5 
KommZG). 

(5) Eine Bildunterbrechung durch zugeschaltete Ver-
bandsräte ist auch bei vorübergehendem Verlassen 
des Platzes untersagt (Art. 33 a Abs. 3 Satz 1 
KommZG). 

(6) Bei einer Zuschaltung mittels Ton-Bild-Übertra-
gung ist eine Teilnahme an Wahlen nicht möglich 
(Art. 33 a Abs. 1 Satz 6 KommZG). 

(7) Bei Zuschaltung mittels Ton-Bild-Übertragung zu 
einer nichtöffentlichen Sitzung haben die zugeschal-
teten Verbandsräte dafür Sorge zu tragen, dass die 
Übertragung in ihrem Verantwortungsbereich nur von 
ihnen wahrgenommen wird (Art. 33 a Abs. 5 
KommZG). 

(8) Den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Verwal-
tung sowie hinzugezogenen Fachleuten, Gutachtern 
usw. wird nach denselben Maßstäben die audiovisu-
elle Teilnahme an öffentlichen und nichtöffentlichen 
Sitzungen der Verbandsversammlung und des Pla-
nungsausschusses ermöglicht. 

§ 8 
Beschlüsse und Wahlen 

(1) Die Verbandsversammlung ist beschlussfähig, 
wenn sämtliche Verbandsräte ordnungsgemäß gela-
den wurden und mehr als die Hälfte der Stimmen aller 
Mitglieder durch stimmberechtigte Verbandsräte ver-
treten ist. Über Beratungsgegenstände, die nicht in 
der Einladung angegeben wurden, darf nur Beschluss 
gefasst werden, wenn alle Verbandsräte oder ihre 
Stellvertreter erschienen und mit einer Beschlussfas-
sung einverstanden sind. 

(2) Mitglieder der Verbandsversammlung können an 
der Beratung und Abstimmung nicht teilnehmen, 
wenn der Beschluss ihnen selbst, einem Angehöri-
gen (Art. 20 Abs. 5 BayVwVfG) oder einer von ihnen 
kraft Gesetzes oder Vollmacht vertretenen natürli-
chen oder juristischen Person mit Ausnahme des ent-
sendenden Verbandsmitgliedes oder sonstigen Ver- 

einigung einen unmittelbaren Vor- oder Nachteil brin-
gen kann. Gleiches gilt, wenn ein Mitglied der Ver-
bandsversammlung in anderer als öffentlicher Eigen-
schaft ein Gutachten abgegeben hat. Dieser Absatz 
gilt nicht für Wahlen. 

(3) Ob die Voraussetzungen nach Absatz 2 vorliegen, 
entscheidet die Verbandsversammlung ohne Mitwir-
kung des Beteiligten. 

(4) Die Mitwirkung eines wegen persönlicher Beteili-
gung ausgeschlossenen Mitgliedes hat die Ungültig-
keit des Beschlusses nur zur Folge, wenn sie für das 
Abstimmungsergebnis entscheidend war. 

(5) Wird die Verbandsversammlung wegen Be-
schlussunfähigkeit, die nicht auf der persönlichen Be-
teiligung der die Mehrheit der Stimmen vertretenden 
Verbandsräte beruht, innerhalb von vier Wochen zum 
zweiten Mal zur Verhandlung über denselben Gegen-
stand einberufen, so ist sie ohne Rücksicht auf die 
Zahl der vertretenen Stimmen beschlussfähig; auf 
diese Folge ist in der zweiten Einladung hinzuweisen. 

(6) Stimmberechtigt sind nur die Verbandsräte oder 
deren Stellvertreter. 

(7) Abstimmungen erfolgen nach der Einwohnerzahl 
der zur Region gehörenden Gebiete der Verbandsmit-
glieder mit der Maßgabe, dass jeder Verbandsrat für 
je angefangene 1.000 Einwohner eine Stimme erhält. 
Dabei ist der zum Jahresschluss fortgeschriebene Be-
völkerungsstand mit Wirkung zum 1. Januar des über-
nächsten Jahres für die Dauer von zwei Jahren zu 
Grunde zu legen. Die Einwohner kreisangehöriger Ge-
meinden werden der Gemeinde und dem Landkreis 
jeweils einmal zugerechnet; die Einwohner kreisfreier 
Städte und gemeindefreier Gebiete zählen doppelt. 
Kein Verbandsmitglied erhält mehr als 40 v.H. der 
Stimmen. 

(8) Beschlüsse der Verbandsversammlung werden 
mit einfacher Mehrheit der abgegebenen gültigen 
Stimmen gefasst, wobei zusätzlich die Zustimmung 
von mindestens einem Viertel der anwesenden Ver-
bandsräte erforderlich ist. Bei Stimmengleichheit ist 
der Antrag abgelehnt. Kein Verbandsrat oder Stellver-
treter darf sich der Stimme enthalten. Es wird offen 
abgestimmt. Die Verbandsmitglieder können ihre Ver-
bandsräte anweisen, wie sie in der Verbandsver-
sammlung abzustimmen haben. Die Abstimmung 
entgegen der Weisung berührt die Gültigkeit des Be-
schlusses der Verbandsversammlung nicht. 

(9) Für Wahlen gelten die Absätze 1, 5, 6, 7 und 8 
Satz 1 entsprechend. Es wird geheim gewählt; wenn 
für die Person des Verbandsvorsitzenden oder eines 
Stellvertreters des Verbandsvorsitzenden jeweils nur 
ein Vorschlag vorliegt und kein anwesender Ver-
bandsrat widerspricht, kann deren Bestellung durch 
Beschluss in offener Abstimmung erfolgen. Das Nä-
here regelt die Geschäftsordnung. Gewählt ist, wer 
mehr als die Hälfte der abgegebenen gültigen Stim-
men und die Zustimmung von mindestens einem 
Viertel der anwesenden Verbandsräte erhält. Wird 
diese Mehrheit im ersten Wahlgang nicht erreicht, so 
findet eine Stichwahl unter den beiden Bewerbern 
mit den höchsten Stimmenzahlen statt. Bei Stimmen- 
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gleichheit in der Stichwahl ist derjenige gewählt, der 
die Mehrheit der anwesenden Verbandsräte auf sich 
vereinigt. Kommt auch hier keine Mehrheit zustande, 
entscheidet das Los. Haben im ersten Wahlgang drei 
oder mehr Bewerber die gleiche Anzahl von Stimmen 
erhalten, so entscheidet das Los, welche Bewerber 
in die Stichwahl kommen. Hat ein Bewerber die 
höchste, zwei oder mehr Bewerber die gleiche 
nächsthöhere Stimmenzahl erhalten, so entscheidet 
das Los, wer von diesen in die Stichwahl mit dem Be-
werber mit der höchsten Stimmenzahl kommt. 

§ 9 
Planungsausschuss 

(1) Der Planungsausschuss setzt sich aus dem Ver-
bandsvorsitzenden sowie aus insgesamt 18 Vertre-
tern der kreisangehörigen Gemeinden, der kreisfreien 
Städte und der Landkreise entsprechend den Stim-
menanteilen dieser Gruppen in der Verbandsver-
sammlung zusammen. Die Mitglieder des Planungs-
ausschusses müssen nicht Verbandsräte sein. 

(2) Die Vertreter der kreisangehörigen Gemeinden 
werden durch die von den kreisangehörigen Gemein-
den entsandten Verbandsräte oder deren Stellvertre-
ter für die Dauer der Wahlzeit der Beschlussorgane 
der Verbandsmitglieder bestellt. Dies gilt entspre-
chend für die Vertreter der Landkreise und der kreis-
freien Städte. Bei der Sitzverteilung innerhalb der 
Gruppen sollen die Teilräume der Region (Landkreise, 
kreisfreie Städte) jeweils entsprechend ihrer Einwoh-
nerzahl berücksichtigt werden. Zur Ermittlung der je-
weils auf die Gruppen und die einzelnen Teilräume 
entfallenden Sitze im Planungsausschuss kommt das 
Berechnungsverfahren nach d’Hondt zur Anwen-
dung.  

(3) Für jedes Mitglied des Planungsausschusses ist 
ein Stellvertreter zu bestellen. Absatz 2 gilt entspre-
chend. Ist der Verbandsvorsitzende zugleich zum Mit-
glied des Planungsausschusses bestellt, so vertritt 
ihn während der Dauer seines Amtes als Verbands-
vorsitzender im Ausschuss sein Stellvertreter. 

(4) Die Tätigkeit eines Mitgliedes des Planungsaus-
schusses oder eines Stellvertreters im Planungsaus-
schuss endet vorzeitig durch: 

1. Rücktritt aus wichtigem Grund; 

2. Abberufung aus wichtigem Grund; 

3. Verlust des Amtes als Verbandsrat in der Ver-
bandsversammlung. 

Die Abberufung erfolgt durch das für die Bestellung 
nach Absatz 2 zuständige Gremium mit einer Mehr-
heit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen. 

(5) Für ein vorzeitig ausscheidendes Mitglied oder ei-
nen vorzeitig ausscheidenden Stellvertreter im Pla-
nungsausschuss wird für den Rest der Amtszeit ge-
mäß Absatz 2 ein Nachfolger bestellt. Bis zur Bestel-
lung des Nachfolgers in der nächsten Verbandsver-
sammlung gemäß Absatz 2 tritt der Planungsaus-
schuss in der verbleibenden Zusammensetzung zu-
sammen.  

(6) § 5 Abs. 4 Satz 1 und Satz 2 gelten für die Mitglie-
der des Planungsausschusses entsprechend. Ob ein 
wichtiger Grund vorliegt, entscheidet das für die Be-
stellung nach Absatz 2 zuständige Gremium. 

§ 10 
Aufgaben des Planungsausschusses 

(1) Der Planungsausschuss ist zuständig für die Be-
schlussfassung über: 

1. die Verfahrensschritte zur Ausarbeitung des Regi-
onalplans, 

2. Teilfortschreibungen des Regionalplans, 

3. Stellungnahmen im Rahmen von Verfahren, an de-
nen der Planungsverband beteiligt wird, 

4. Angelegenheiten nach Art. 34 Abs. 2 Nrn. 3 bis 5 
KommZG: 

a) Beschlussfassung über die Haushaltssatzung, 
die Nachtragshaushaltssatzung und die Auf-
nahme von zusätzlichen Krediten während der 
vorläufigen Haushaltsführung, 

b) die Beschlussfassung über den Finanzplan, 

c) die Feststellung der Jahresrechnung oder des 
Jahresabschlusses und die Entlastung. 

5. Zusammenarbeit mit den benachbarten Trägern 
der Regionalplanung. 

(2) Der Planungsausschuss erledigt außerdem die 
sonstigen Aufgaben des Verbandes, soweit nicht 
nach dieser Satzung die Verbandsversammlung oder 
der Vorsitzende zuständig ist. 

§ 11 
Sitzungen des Planungsausschusses 

(1) Der Planungsausschuss ist nach Bedarf einzube-
rufen. Er ist einzuberufen, wenn mindestens ein Vier-
tel der Mitglieder es unter Angabe der Beratungsge-
genstände schriftlich oder elektronisch beantragt. Der 
Planungsausschuss soll einberufen werden, wenn 
der Regionsbeauftragte dies unter Angabe der Bera-
tungsgegenstände schriftlich oder elektronisch bean-
tragt. 

(2) Der Planungsausschuss wird durch den Verbands-
vorsitzenden schriftlich oder elektronisch einberufen. 
Die Einladung muss Tagungszeit und -ort sowie die 
Beratungsgegenstände angeben und den Mitgliedern 
des Planungsausschusses spätestens zwei Wochen 
vor der Sitzung zugehen. In dringenden Fällen kann 
der Verbandsvorsitzende die Frist bis auf drei Tage ab-
kürzen. 

(3) Zu den Sitzungen des Planungsausschusses wer-
den die oberste und die höhere Landesplanungsbe-
hörde sowie der bei der höheren Landesplanungsbe-
hörde bestellte Regionsbeauftragte eingeladen.  

(4) Die Sitzungen werden durch den Verbandsvorsit-
zenden, im Fall seiner Verhinderung durch einen sei-
ner Stellvertreter, geleitet. Die Stellvertreter vertreten 
den Vorsitzenden im Verhinderungsfall in ihrer Rei-
henfolge. 
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(5) Der Ausschuss ist beschlussfähig, wenn sämtli-
che Mitglieder des Planungsausschusses ordnungs-
gemäß geladen sind und außer dem Vorsitzenden 
mindestens die Hälfte der Mitglieder anwesend und 
stimmberechtigt ist. Über Beratungsgegenstände, 
die nicht in der Einladung angegeben wurden, darf nur 
Beschluss gefasst werden, wenn alle Ausschussmit-
glieder oder deren Stellvertreter erschienen und mit 
der Beschlussfassung einverstanden sind. § 8 Abs. 5 
gilt entsprechend. 

(6) Jedes Mitglied hat eine Stimme. Beschlüsse wer-
den mit einfacher Mehrheit der abgegebenen gülti-
gen Stimmen gefasst. Bei Stimmengleichheit ist der 
Antrag abgelehnt. Kein Mitglied darf sich der Stimme 
enthalten. Es wird offen abgestimmt. 

(7) Die Vorschriften über die Niederschrift (§ 7 
Abs. 5), die Öffentlichkeit der Sitzungen der Ver-
bandsversammlung (§ 7 Abs. 6 bis 8), über die Teil-
nahme an Sitzungen durch Ton-Bild-Übertragung 
(§ 7 a) und über den Ausschluss wegen persönlicher 
Beteiligung (§ 8 Abs. 2 bis 4) gelten für den Planungs-
ausschuss entsprechend. 

§ 12 
Verbandsvorsitzender 

(1) Der Verbandsvorsitzende und seine zwei Stellver-
treter werden gemäß § 6 Abs. 1 Nr. 1 von der Ver-
bandsversammlung nach Maßgabe von § 8 aus ihrer 
Mitte gewählt. 

(2) Der Verbandsvorsitzende und seine Stellvertreter 
werden auf die Dauer von sechs Jahren, falls sie In-
haber eines kommunalen Wahlamtes eines Ver-
bandsmitgliedes sind, höchstens bis zum Ablauf die-
ses Amtes, gewählt. Sie üben ihr Amt nach Ablauf der 
Zeit, für die sie gewählt sind, bis zum Amtsantritt des 
neugewählten Verbandsvorsitzenden und seiner 
Stellvertreter weiter aus. 

(3) Der Verbandsvorsitzende und seine Stellvertreter 
dürfen keine Amtshandlungen vornehmen, die ihnen 
selbst, einem Angehörigen (Art. 20 Abs. 5 
BayVwVfG) oder einer von ihnen vertretenen natürli-
chen oder juristischen Person, mit Ausnahme des Re-
gionalen Planungsverbandes, einen unmittelbaren 
Vorteil oder Nachteil verschaffen würden. Gesetzli-
che Vorschriften, nach denen sie von einzelnen Amts-
handlungen ausgeschlossen sind, bleiben unberührt. 

§ 13 
Aufgaben des Verbandsvorsitzenden 

(1) Der Verbandsvorsitzende führt den Vorsitz in der 
Verbandsversammlung und im Planungsausschuss 
und bereitet die Sitzungen vor. 

(2) Er vollzieht die Beschlüsse des Planungsaus-
schusses und der Verbandsversammlung. 

(3) Er erledigt die laufenden Angelegenheiten, die für 
den Regionalen Planungsverband keine grundsätzli-
che Bedeutung haben und keine erheblichen Ver-
pflichtungen erwarten lassen. 

(4) Er vertritt den Planungsverband nach außen. 

(5) Durch Beschluss des Planungsausschusses kön-
nen dem Verbandsvorsitzenden unbeschadet des 
Art. 34 Abs. 2 KommZG weitere Angelegenheiten zur 
selbstständigen Erledigung übertragen werden. 

(6) Der Verbandsvorsitzende kann einzelne seiner Be-
fugnisse seinen Stellvertretern sowie mit deren Zu-
stimmung dem Geschäftsführer des Regionalen Pla-
nungsverbandes übertragen. Mit der Wahrnehmung 
der laufenden Verwaltungsangelegenheiten kann der 
Verbandsvorsitzende den Geschäftsführer des Regio-
nalen Planungsverbandes sowie mit Zustimmung ei-
nes Verbandsmitgliedes dessen Dienstkräfte be-
trauen. 

§ 14 
Rechtsstellung und Entschädigung 

(1) Der Verbandsvorsitzende, seine Stellvertreter und 
die übrigen Mitglieder der Verbandsversammlung 
und des Planungsausschusses sind ehrenamtlich tä-
tig. 

(2) Der Verbandsvorsitzende, seine Stellvertreter und 
die übrigen Mitglieder der Verbandsversammlung 
und des Planungsausschusses werden für die Teil-
nahme an Sitzungen und für sonstige mit ihrem Amt 
unmittelbar zusammenhängende Tätigkeiten nach 
Maßgabe der Entschädigungssatzung des Regiona-
len Planungsverbandes Oberfranken-Ost entschädigt. 

III. Abschnitt 
Verbandswirtschaft 

§ 15 
Anzuwendende Vorschriften 

Soweit nicht das Gesetz über die kommunale Zusam-
menarbeit (KommZG) oder diese Satzung etwas an-
deres bestimmen, gelten für die Verbandswirtschaft 
die Bestimmungen für Landkreise entsprechend. 

§ 16 
Deckung des Finanzbedarfs 

(1) Die Kostenerstattung des Freistaats Bayern an 
den Regionalen Planungsverband richtet sich nach 
Art. 12 BayLplG in der jeweils geltenden Fassung. 

(2) Soweit der Finanzbedarf des Verbandes durch 
staatliche Zuweisungen nicht gedeckt ist, erhebt der 
Verband von den ihm angehörenden Landkreisen und 
kreisfreien Städten eine Umlage. 

(3) Die Umlage wird je zur Hälfte nach der Einwohner-
zahl und der Umlagekraft der Umlagepflichtigen be-
messen. Für die Bestimmung des Verhältnisses der 
Einwohnerzahlen ist der zum Jahresschluss fortge-
schriebene Bevölkerungsstand mit Wirkung zum 
1. Januar des übernächsten Jahres für die Dauer von 
zwei Jahren zugrunde zu legen. Zur Bestimmung der 
Umlagekraft gelten die Vorschriften über die Ermitt-
lung der Bezirksumlage (Art. 21 Abs. 3 FAG) entspre-
chend.
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§ 17 
Kassenverwaltung 

Die Kassengeschäfte des Regionalen Planungsver-
bandes werden bei der Gebietskörperschaft des je-
weiligen Verbandsvorsitzenden geführt. 

§ 18 
Örtliche und Überörtliche Prüfung 

(1) Die Jahresrechnung des Regionalen Planungsver-
bandes wird durch den Rechnungsprüfungsaus-
schuss geprüft. Er besteht aus drei Mitgliedern des 
Planungsausschusses, die aus seiner Mitte für die 
Dauer der Wahlzeit bestellt werden. Der Verband 
kann das Rechnungsprüfungsamt eines Landkreises 
oder einer kreisfreien Stadt mit der Rechnungsprü-
fung beauftragen. 

(2) Für die überörtliche Prüfung gilt Art. 91 der Land-
kreisordnung. 

IV. Abschnitt 
Schlussvorschriften 

§ 19 
Aufsicht 

Der Regionale Planungsverband unterliegt der Auf-
sicht der Regierung von Oberfranken. 

§ 20 
Öffentliche Bekanntmachungen 

Öffentliche Bekanntmachungen des Planungsverban-
des erfolgen im Amtsblatt der Regierung von Ober-
franken. 

§ 21 
Verweisung auf andere Rechtsvorschriften 

Soweit diese Satzung oder das Bayerische Landespla-
nungsgesetz keine Regelung trifft, sind auf den Pla-
nungsverband die für Zweckverbände allgemein gel-
tenden Vorschriften nach Maßgabe des Art. 8 Abs. 5 
BayLplG anzuwenden. 

§ 22 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(1) Diese Satzung tritt am Tag nach der öffentlichen 
Bekanntmachung im Amtsblatt der Regierung von 
Oberfranken in Kraft.  

(2) Gleichzeitig tritt die Verbandssatzung für den Re-
gionalen Planungsverband Oberfranken-Ost vom 
4. August 2006, in der Fassung vom 22. Juni 2022, 
außer Kraft. 

Hof, 4. September 2026 
Regionaler Planungsverband 

Oberfranken-Ost 
Dr. Oliver   B ä r 

Verbandsvorsitzender 

Nr. 24 - 8326.2 - 1 - 2 

Regionaler Planungsverband 
Oberfranken-West (Region 4); 

Verbandssatzung 

Bekanntmachung 

Aufgrund von Art. 9 Abs. 1 und Abs. 2 Satz 1 des Bay-
erischen Landesplanungsgesetzes (BayLplG) vom 
25. Juni 2012 (GVBl. S. 254) erlässt der Regionale Pla-
nungsverband in der Region 4 folgende Satzung: 
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I. Abschnitt 
Allgemeine Vorschriften 

§ 1 
Rechtsnatur, Name und Sitz des Verbandes 

(1) Für die Region 4 besteht ein Regionaler Pla-
nungsverband als Körperschaft des öffentlichen 
Rechts. 

(2) Der Verband führt den Namen "Regionaler Pla-
nungsverband Oberfranken-West". 

(3) Er hat seinen Sitz am Dienstsitz des jeweiligen 
Verbandsvorsitzenden. Die Verwaltungs- und Kas-
sengeschäfte werden bei der Gebietskörperschaft 
geführt, die der Verbandsvorsitzende als Verbands-
rat vertritt. 

§ 2 
Mitglieder des Verbandes, Bezeichnungen 

(1) Mitglieder des Verbandes sind alle Gemeinden, 
deren Gebiet in der Region liegt sowie die Land-
kreise, deren Gebiet ganz oder teilweise zur Region 
gehört. 

(2) Das Gebiet der Region bestimmt sich nach dem 
Landesentwicklungsprogramm Bayern in der je-
weils gültigen Fassung. 

(3) Die in der Satzung verwendeten Status-, Funkti-
ons- und anderen Bezeichnungen gelten für Frauen 
und für Männer. 

§ 3 
Aufgaben des Verbandes 

(1) Der Verband ist Träger der Regionalplanung in sei-
nem Verbandsbereich. 

(2) Er hat insbesondere die Aufgabe, 

1. den Regionalplan sowie bei Bedarf dessen Fort-
schreibungen auszuarbeiten und zu beschließen 
und dabei die Interessen der Verbandsmitglieder 
im Rahmen der Landesplanung abzustimmen; 

2. an der Ausarbeitung von Zielen und Grundsätzen 
der Raumordnung und Landesplanung durch 
Staatsbehörden mitzuwirken; 

3. Stellungnahmen im Rahmen von Verfahren abzu-
geben, an denen der Regionale Planungsverband 
beteiligt ist; 

4. nach Maßgabe von Art. 29 BayLplG zur Entwick-
lung, Ordnung und Sicherung des Raums mit öf-
fentlichen Stellen und Personen des Privatrechts 
zusammenzuarbeiten oder auf die Zusammenar-
beit dieser Stellen und Personen hinzuwirken. 

(3) Der Verband hat dabei die vom Staat gesetzten 
Planungsziele zu beachten. Er hat die Grundsätze 
der Raumordnung gegeneinander und untereinan-
der abzuwägen. 

(4) Der Regionalplan ist mit den Regionalplänen be-
nachbarter Regionen abzustimmen. Im Übrigen sind 
die Interessen benachbarter Gebiete sowie raumbe-
deutsame Planungen und Maßnahmen außerhalb 
der Region im Regionalplan angemessen zu berück- 

sichtigen. Die Abstimmung mit den Interessen so-
wie raumbedeutsamen Planungen und Maßnah-
men benachbarter Gebiete außerhalb der Bundes-
republik Deutschland bleibt der Regelung durch zwi-
schenstaatliche Vereinbarungen vorbehalten. 

(5) Der Verband bedient sich zur Ausarbeitung und 
Fortschreibung des Regionalplans sowie zur Erstel-
lung von Arbeitsunterlagen für die Verbandsorgane 
der zuständigen höheren Landesplanungsbehörde, 
die hierfür die erforderlichen Mittel zur Verfügung 
stellt. Der für die Region zuständige Sachbearbeiter 
wird in dieser Satzung als Regionsbeauftragter be-
zeichnet. 

II. Abschnitt 
Verfassung und Verwaltung 

§ 4 
Organe des Verbandes

Die Organe des Regionalen Planungsverbandes sind 

1. die Verbandsversammlung; 

2. der Planungsausschuss; 

3. der Verbandsvorsitzende. 

§ 5 
Verbandsversammlung 

(1) Die Verbandsversammlung besteht aus dem Ver-
bandsvorsitzenden und den übrigen Verbandsräten. 
Jedes Verbandsmitglied entsendet einen Verbands-
rat. 

(2) Eine Gemeinde wird in der Verbandsversammlung 
durch den Ersten Bürgermeister, eine kreisfreie Stadt 
durch den Oberbürgermeister und ein Landkreis 
durch den Landrat kraft Amtes vertreten; im Fall der 
Verhinderung treten an ihre Stelle ihre Stellvertreter. 
Die Beschlussorgane der Verbandsmitglieder können 
mit Zustimmung der in Satz 1 genannten Personen 
auch andere Personen als Verbandsräte bestellen 
(sonstige Mitglieder). Diese müssen nicht Mitglieder 
der Beschlussorgane sein. Für jeden nach Satz 2 be-
stellten Verbandsrat wird vom jeweiligen Verbands-
mitglied für den Fall seiner Verhinderung ein Stellver-
treter bestellt.  

(3) Für Verbandsräte, die kraft ihres Amtes der Ver-
bandsversammlung angehören, endet das Amt als 
Verbandsrat mit dem Ende ihres kommunalen Wahl-
amtes; Entsprechendes gilt für ihre Stellvertreter. Die 
übrigen Verbandsräte und ihre Stellvertreter werden, 
sofern sie Mitglieder der Beschlussorgane sind, für 
die Dauer der Wahlzeit der Beschlussorgane, andern-
falls für sechs Jahre bestellt. Nach Ablauf der Amts-
zeit üben die bisherigen Verbandsräte und Stellvertre-
ter ihre Tätigkeit bis zur Bestellung bzw. bis zum 
Amtsantritt der neuen Verbandsräte weiter aus. § 12 
Abs. 2 Satz 2 bleibt unberührt. 

Die Tätigkeit als Verbandsrat oder als Stellvertreter 
endet vorzeitig durch: 

1. Verlust der Wählbarkeit; 

2. Rücktritt aus wichtigem Grund; 
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3. Abberufung der nach Abs. 2 Satz 2 bestellten Ver-
bandsräte bzw. deren Stellvertreter aus wichti-
gem Grund durch das Verbandsmitglied; 

4. Ausscheiden aus der Körperschaft des entsen-
denden Verbandsmitgliedes; 

5. Erlöschen der Mitgliedschaft der entsendenden 
Gebietskörperschaft. 

(4) Die wählbaren Bürger der Gemeinden und Land-
kreise, die Verbandsmitglieder sind, können die Über-
nahme oder die weitere Ausübung des Amts eines 
Verbandsrats nur aus wichtigen Gründen ablehnen. 
Als wichtiger Grund ist es insbesondere anzusehen, 
wenn der Verpflichtete durch sein Alter, seine Berufs- 
oder Familienverhältnisse, seinen Gesundheitszu-
stand oder sonstige in seiner Person liegende Um-
stände an der Übernahme oder weiteren Ausübung 
des Amts verhindert ist. Ob ein wichtiger Grund vor-
liegt, entscheidet die Gebietskörperschaft, die den 
Verbandsrat bestellt. 

§ 6 
Aufgaben der Verbandsversammlung 

Die Verbandsversammlung ist zuständig für: 

1. die Wahl des Verbandsvorsitzenden und seines 
Stellvertreters; 

2. die Beschlussfassung über die Verbandssatzung 
(einschließlich Entschädigungssatzung und Ge-
schäftsordnung), 

3. die Beschlussfassung über Gesamtfortschreibun-
gen des Regionalplans. 

§ 7 
Sitzungen der Verbandsversammlung 

(1) Die Verbandsversammlung ist nach Bedarf einzu-
berufen. Sie ist einzuberufen, wenn Mitglieder, die 
gemeinsam mindestens ein Viertel der Stimmen des 
Verbandes vertreten, es unter Angabe der Beratungs-
gegenstände schriftlich beantragen. Sie soll einberu-
fen werden, wenn der Regionsbeauftragte es unter 
Angabe der Beratungsgegenstände schriftlich bean-
tragt. 

(2) Die Verbandsversammlung wird durch den Ver-
bandsvorsitzenden schriftlich (auch per Telefax oder 
E-Mail mit elektronischer Signatur) einberufen. Die 
Einladung muss Tagungszeit und -ort sowie die Bera-
tungsgegenstände angeben und den Verbandsräten 
spätestens drei Wochen vor der Sitzung zugehen. In 
dringenden Fällen kann der Verbandsvorsitzende die 
Frist bis auf drei Tage abkürzen. 

(3) Zu den Sitzungen werden die oberste und die hö-
here Landesplanungsbehörde sowie der bei der hö-
heren Landesplanungsbehörde bestellte Regionsbe-
auftragte eingeladen. 

(4) Die Sitzungen werden durch den Verbandsvorsit-
zenden, im Falle seiner Verhinderung durch seinen 
Stellvertreter geleitet. Sind sowohl der Vorsitzende 
als auch sein Stellvertreter verhindert, leitet der an Le-
bensjahren älteste Verbandsrat die Sitzung. 

(5) Über die Sitzungen der Verbandsversammlung 
wird eine Niederschrift gefertigt, die vom Verbands-
vorsitzenden und dem von ihm zu bestimmenden 
Schriftführer zu unterzeichnen ist. 

(6) Zeitpunkt und Ort der Sitzung der Verbandsver-
sammlung sind unter Angabe der Tagesordnung spä-
testens am fünften Tag vor der Sitzung öffentlich be-
kannt zu machen. 

(7) Die Sitzungen sind öffentlich, soweit nicht Rück-
sichten auf das Wohl der Allgemeinheit oder auf be-
rechtigte Ansprüche einzelner entgegenstehen. Über 
den Ausschluss der Öffentlichkeit wird in nichtöffent-
licher Sitzung beraten und entschieden. Durch die Ge-
schäftsordnung kann bestimmt werden, dass be-
stimmte Angelegenheiten grundsätzlich in nichtöf-
fentlicher Sitzung behandelt werden. 

(8) Die in nichtöffentlicher Sitzung gefassten Be-
schlüsse sind der Öffentlichkeit bekannt zu geben, 
sobald die Gründe für die Geheimhaltung weggefallen 
sind. 

§ 8 
Beschlüsse und Wahlen 

(1) Die Verbandsversammlung ist beschlussfähig, 
wenn sämtliche Verbandsräte ordnungsgemäß gela-
den wurden und mehr als die Hälfte der Stimmen aller 
Mitglieder durch stimmberechtigte Verbandsräte ver-
treten ist. Über Beratungsgegenstände, die nicht in 
der Einladung angegeben wurden, darf nur Beschluss 
gefasst werden, wenn alle Verbandsräte oder ihre 
Stellvertreter erschienen und mit einer Beschlussfas-
sung einverstanden sind. 

(2) Mitglieder der Verbandsversammlung können an 
der Beratung und Abstimmung nicht teilnehmen, 
wenn der Beschluss ihnen selbst, ihrem Ehegatten, 
ihrem Lebenspartner, einem Verwandten oder Ver-
schwägerten bis zum dritten Grad oder einer von 
ihnen kraft Gesetzes oder Vollmacht vertretenen na-
türlichen oder juristischen Person mit Ausnahme des 
entsendenden Verbandsmitgliedes einen unmittelba-
ren Vor- oder Nachteil bringen kann. Gleiches gilt, 
wenn ein Mitglied der Verbandsversammlung in an-
derer als öffentlicher Eigenschaft ein Gutachten abge-
geben hat. Abs. 2 gilt nicht für Wahlen. 

(3) Ob die Voraussetzungen nach Abs. 2 vorliegen, 
entscheidet die Verbandsversammlung ohne Mitwir-
kung des Beteiligten.  

(4) Die Mitwirkung eines wegen persönlicher Beteili-
gung ausgeschlossenen Mitgliedes hat die Ungültig-
keit des Beschlusses nur zur Folge, wenn sie für das 
Abstimmungsergebnis entscheidend war. 

(5) Wird die Verbandsversammlung wegen Be-
schlussunfähigkeit, die nicht auf der persönlichen Be-
teiligung der die Mehrheit der Stimmen vertretenden 
Verbandsräte beruht, innerhalb von vier Wochen zum 
zweiten Mal zur Verhandlung über denselben Gegen-
stand einberufen, so ist sie ohne Rücksicht auf die 
Zahl der vertretenen Stimmen beschlussfähig; auf 
diese Folge ist in der zweiten Einladung hinzuweisen. 
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(6) Stimmberechtigt sind nur die Verbandsräte oder 
deren Stellvertreter. 

(7) Abstimmungen erfolgen nach der Einwohnerzahl 
der zur Region gehörenden Gebiete der Verbandsmit-
glieder mit der Maßgabe, dass jeder Verbandsrat für 
je angefangene 1.000 Einwohner eine Stimme erhält. 
Dabei ist der zum Jahresschluss fortgeschriebene Be-
völkerungsstand (Wohnbevölkerung nach der amtli-
chen Statistik) mit Wirkung zum 1. Juli des folgenden 
Jahres für die Dauer von zwei Jahren zu Grunde zu 
legen. Die Einwohner kreisangehöriger Gemeinden 
werden der Gemeinde und dem Landkreis jeweils 
einmal zugerechnet; die Einwohner kreisfreier Städte 
und gemeindefreier Gebiete zählen doppelt. Kein Ver-
bandsmitglied erhält mehr als 40 v.H. der Stimmen. 

(8) Beschlüsse der Verbandsversammlung werden 
mit einfacher Mehrheit der abgegebenen gültigen 
Stimmen gefasst, wobei zusätzlich die Zustimmung 
von mindestens einem Viertel der anwesenden Ver-
bandsräte erforderlich ist. Bei Stimmengleichheit ist 
der Antrag abgelehnt. Kein Verbandsrat oder Stellver-
treter darf sich der Stimme enthalten. Es wird offen 
abgestimmt. Die Verbandsmitglieder können ihre Ver-
bandsräte anweisen, wie sie in der Verbandsver-
sammlung abzustimmen haben. Die Abstimmung 
entgegen der Weisung berührt die Gültigkeit des Be-
schlusses der Verbandsversammlung nicht. 

(9) Für Wahlen gelten die Abs. 1, 5, 6, 7 und 8 Satz 1 
entsprechend. Es wird geheim gewählt; wenn für die 
Person des Verbandsvorsitzenden oder seines Stell-
vertreters jeweils nur ein Vorschlag vorliegt und kein 
anwesender Verbandsrat widerspricht, kann deren 
Bestellung durch Beschluss in offener Abstimmung 
erfolgen. Das Nähere regelt die Geschäftsordnung. 
Gewählt ist, wer mehr als die Hälfte der abgegebenen 
gültigen Stimmen und die Zustimmung von mindes-
tens einem Viertel der anwesenden Verbandsräte er-
hält. Wird diese Mehrheit im ersten Wahlgang nicht 
erreicht, so findet eine Stichwahl unter den beiden 
Bewerbern mit den höchsten Stimmenzahlen statt. 
Bei Stimmengleichheit in der Stichwahl ist derjenige 
gewählt, der die Mehrheit der anwesenden Verbands-
räte auf sich vereinigt. Kommt auch hier keine Mehr-
heit zustande, entscheidet das Los. Haben im ersten 
Wahlgang drei oder mehr Bewerber die gleiche An-
zahl von Stimmen erhalten, so entscheidet das Los, 
welche Bewerber in die Stichwahl kommen. Hat ein 
Bewerber die höchste, zwei oder mehr Bewerber die 
gleiche nächsthöhere Stimmenzahl erhalten, so ent-
scheidet das Los, wer von diesen in die Stichwahl mit 
dem Bewerber mit der höchsten Stimmenzahl 
kommt. 

§ 9 
Planungsausschuss 

(1) Der Planungsausschuss setzt sich aus dem Ver-
bandsvorsitzenden sowie aus insgesamt 18 Vertre-
tern der kreisangehörigen Gemeinden, der kreisfreien 
Städte und der Landkreise entsprechend den Stim-
menanteilen dieser Gruppe in der Verbandsversamm-
lung zusammen. Die Mitglieder des Planungsaus-
schusses müssen nicht Verbandsräte sein. 

(2) Die Vertreter der kreisangehörigen Gemeinden 
werden durch die von den kreisangehörigen Gemein-
den entsandten Verbandsräte oder deren Stellvertre-
ter für die Dauer der Wahlzeit der Beschlussorgane 
der Verbandsmitglieder bestellt. Dies gilt entspre-
chend für die Vertreter der kreisfreien Städte und der 
Landkreise. Bei der Sitzverteilung innerhalb der drei 
Gruppen sollen die Teilräume der Region (Landkreise, 
kreisfreie Städte) jeweils entsprechend ihrer Stimm-
anteile in der Verbandsversammlung berücksichtigt 
werden. 

(3) Für jedes Mitglied des Planungsausschusses ist 
ein Stellvertreter zu bestellen. Abs. 2 gilt entspre-
chend. Ist der Verbandsvorsitzende zugleich zum Mit-
glied des Planungsausschusses bestellt, so vertritt 
ihn während der Dauer seines Amtes als Verbands-
vorsitzender im Ausschuss sein Stellvertreter. 

(4) Die Tätigkeit eines Mitgliedes des Planungsaus-
schusses oder eines Stellvertreters im Planungsaus-
schuss endet vorzeitig durch: 

1. Rücktritt aus wichtigem Grund; 

2. Abberufung aus wichtigem Grund; 

3. Verlust des Amtes als Verbandsrat in der Ver-
bandsversammlung. 

Die Abberufung erfolgt durch das für die Bestellung 
nach Abs. 2 zuständige Gremium mit einer Mehrheit 
von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen. 

(5) Für ein vorzeitig ausscheidendes Mitglied oder ei-
nen vorzeitig ausscheidenden Stellvertreter im Pla-
nungsausschuss wird für den Rest der Amtszeit ge-
mäß Abs. 2 ein Nachfolger bestellt. 

(6) § 5 Abs. 4 Satz 1 und Satz 2 gelten für die Mitglie-
der des Planungsausschusses entsprechend. Ob ein 
wichtiger Grund vorliegt, entscheidet das für die Be-
stellung nach Abs. 2 zuständige Gremium. 

§ 10 
Aufgaben des Planungsausschusses 

(1) Der Planungsausschuss ist zuständig für die Be-
schlussfassung über: 

1. die Verfahrensschritte zur Ausarbeitung des Regi-
onalplans; 

2. Teilfortschreibungen des Regionalplans; 

3. Stellungnahmen im Rahmen von Verfahren, an de-
nen der Planungsverband beteiligt wird; 

4. Angelegenheiten nach Art. 34 Abs. 2 Nrn. 3 bis 5 
KommZG: 

a) Beschlussfassung über die Haushaltssatzung, 
die Nachtragshaushaltssatzung und die Auf-
nahme von zusätzlichen Krediten während der 
vorläufigen Haushaltsführung, 

b) die Beschlussfassung über den Finanzplan, 

c) die Feststellung der Jahresrechnung oder des 
Jahresabschlusses und die Entlastung; 

5. Zusammenarbeit mit den benachbarten Trägern 
der Regionalplanung. 
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(2) Der Planungsausschuss erledigt außerdem die 
sonstigen Aufgaben des Verbandes, soweit nicht 
nach dieser Satzung die Verbandsversammlung oder 
der Vorsitzende zuständig ist. 

§ 11 
Sitzungen des Planungsausschusses 

(1) Der Planungsausschuss ist nach Bedarf einzube-
rufen. Er ist einzuberufen, wenn mindestens ein Vier-
tel der Mitglieder es unter Angabe der Beratungsge-
genstände schriftlich beantragt. Der Planungsaus-
schuss soll einberufen werden, wenn der Regionsbe-
auftragte dies unter Angabe der Beratungsgegen-
stände schriftlich beantragt. 

(2) Der Planungsausschuss wird durch den Verbands-
vorsitzenden schriftlich (auch per Telefax oder E-Mail 
mit elektronischer Signatur) einberufen. Die Einla-
dung muss Tagungszeit und -ort sowie die Beratungs-
gegenstände angeben und den Mitgliedern des Pla-
nungsausschusses spätestens drei Wochen vor der 
Sitzung zugehen. In dringenden Fällen kann der Ver-
bandsvorsitzende die Frist bis auf drei Tage abkürzen. 

(3) Zu den Sitzungen des Planungsausschusses wer-
den die oberste und die höhere Landesplanungsbe-
hörde sowie der bei der höheren Landesplanungsbe-
hörde bestellte Regionsbeauftragte eingeladen. 

(4) Die Sitzungen werden durch den Verbandsvorsit-
zenden, im Fall seiner Verhinderung durch seinen 
Stellvertreter geleitet. Sind sowohl der Vorsitzende 
als auch sein Stellvertreter verhindert, leitet der an Le-
bensjahren älteste Verbandsrat die Sitzung. 

(5) Der Ausschuss ist beschlussfähig, wenn sämtli-
che Mitglieder des Planungsausschusses ordnungs-
gemäß geladen sind und außer dem Vorsitzenden 
mindestens die Hälfte der Mitglieder anwesend und 
stimmberechtigt ist. Über Beratungsgegenstände, 
die nicht in der Einladung angegeben wurden, darf nur 
Beschluss gefasst werden, wenn alle Ausschussmit-
glieder oder deren Stellvertreter erschienen und mit 
der Beschlussfassung einverstanden sind. § 8 Abs. 5 
gilt entsprechend. 

(6) Jedes Mitglied hat eine Stimme. Beschlüsse wer-
den mit einfacher Mehrheit der abgegebenen gülti-
gen Stimmen gefasst. Bei Stimmengleichheit ist der 
Antrag abgelehnt. Kein Mitglied darf sich der Stimme 
enthalten. Es wird offen abgestimmt. 

(7) Die Vorschriften über den Ausschluss wegen per-
sönlicher Beteiligung (§ 8 Abs. 2 bis 4), die Öffentlich-
keit der Sitzungen der Verbandsversammlung (§ 7 
Abs. 6 bis 8) und die Niederschrift (§ 7 Abs. 5) gelten 
für den Planungsausschuss entsprechend. 

§ 12 
Verbandsvorsitzender 

(1) Der Verbandsvorsitzende und sein Stellvertreter 
werden gemäß § 6 Nr. 1 von der Verbandsversamm-
lung nach Maßgabe von § 8 aus ihrer Mitte gewählt. 

(2) Der Verbandsvorsitzende und sein Stellvertreter 
werden auf die Dauer von sechs Jahren, falls sie In-
haber eines kommunalen Wahlamtes eines Ver- 

bandsmitgliedes sind, höchstens bis zum Ablauf die-
ses Amtes gewählt. Sie üben ihr Amt nach Ablauf der 
Zeit, für die sie gewählt sind, bis zum Amtsantritt des 
neugewählten Verbandsvorsitzenden und seines 
Stellvertreters weiter aus. 

(3) Der Verbandsvorsitzende und sein Stellvertreter 
dürfen keine Amtshandlungen vornehmen, die ihnen 
selbst, einem Angehörigen oder einer von ihnen ver-
tretenen natürlichen oder juristischen Person, mit 
Ausnahme des Regionalen Planungsverbandes, ei-
nen unmittelbaren Vor- oder Nachteil verschaffen 
würden. Angehörige sind alle, zu deren Gunsten dem 
Verbandsvorsitzenden und seinem Stellvertreter we-
gen familienrechtlicher Beziehungen im Strafverfah-
ren das Zeugnisverweigerungsrecht zusteht. Gesetz-
liche Vorschriften, nach denen sie von einzelnen 
Amtshandlungen ausgeschlossen sind, bleiben unbe-
rührt. 

§ 13 
Aufgaben des Verbandsvorsitzenden 

(1) Der Verbandsvorsitzende führt den Vorsitz in der 
Verbandsversammlung und im Planungsausschuss 
und bereitet die Sitzungen vor. 

(2) Er vollzieht die Beschlüsse des Planungsaus-
schusses und der Verbandsversammlung. 

(3) Er erledigt die laufenden Angelegenheiten, die für 
den Planungsverband keine grundsätzliche Bedeu-
tung haben und keine erheblichen Verpflichtungen er-
warten lassen. 

(4) Er vertritt den Planungsverband nach außen. 

(5) Durch Beschluss des Planungsausschusses kön-
nen dem Verbandsvorsitzenden unbeschadet des 
Art. 34 Abs. 2 KommZG weitere Angelegenheiten zur 
selbstständigen Erledigung übertragen werden. 

(6) Der Verbandsvorsitzende kann einzelne seiner Be-
fugnisse seinem Stellvertreter sowie mit dessen Zu-
stimmung dem Geschäftsführer des Regionalen Pla-
nungsverbandes übertragen. Mit der Wahrnehmung 
der laufenden Verwaltungsangelegenheiten kann der 
Verbandsvorsitzende den Geschäftsführer des Regio-
nalen Planungsverbandes sowie die Dienstkräfte der 
Verbandsgeschäftsstelle betrauen. 

§ 14 
Rechtsstellung und Entschädigung 

(1) Der Verbandsvorsitzende, sein Stellvertreter und 
die übrigen Mitglieder der Verbandsversammlung 
und des Planungsausschusses sind ehrenamtlich tä-
tig. 

(2) Der Verbandsvorsitzende, sein Stellvertreter und 
die übrigen Mitglieder der Verbandsversammlung 
und des Planungsausschusses werden für die Teil-
nahme an Sitzungen und für sonstige mit ihrem Amt 
unmittelbar zusammenhängende Tätigkeiten nach 
Maßgabe der Abs. 3 bis 6 entschädigt. 

(3) Verbandsräte, die kraft ihres Amts der Verbands-
versammlung angehören und  weder Verbandsvorsit-
zender, Ausschussvorsitzender noch dessen Stellver-
treter sind, erhalten für die Teilnahme an Sitzungen  
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der Verbandsversammlung und des Planungsaus-
schusses sowie für sonstige mit dem Amt unmittel-
bar zusammenhängende Tätigkeiten innerhalb der 
Gebietszuständigkeit des Planungsverbandes Ober-
franken-West eine Reisekostenvergütung nach dem 
Bayerischen Reisekostengesetz (BayRKG) in der je-
weils geltenden Fassung. Sonstige notwendige Aus-
lagen werden gegen Einzelnachweis erstattet; bei an-
geordneten Fahrten für den Planungsverband außer-
halb dessen Gebietszuständigkeit wird Reisekosten-
vergütung nach dem BayRKG gewährt.  

(4) Die sonstigen Verbandsräte der Verbandsver-
sammlung und die Mitglieder des Planungsausschus-
ses, die nicht kraft ihres Amtes der Verbandsver-
sammlung angehören, erhalten neben dem Auslagen-
ersatz, dessen Umfang sich nach Abs. 3 bestimmt, 
für die Teilnahme an den Sitzungen der Verbandsver-
sammlung und des Planungsausschusses jeweils ein 
Sitzungsgeld.  

(5) Der Verbandsvorsitzende und sein Stellvertreter 
erhalten für ihre Vorsitztätigkeit eine monatliche pau-
schale Entschädigung gemäß der Regelung in der 
Entschädigungssatzung. 

(6) Die Höhe 

1. der Reisekostenvergütung nach Abs. 3, 

2. des Sitzungsgeldes nach Abs. 4 und 

3. der Entschädigungen nach Abs. 5 

wird durch Satzung bestimmt. 

(7) Tariflich Beschäftigte (Angestellte und Arbeiter) er-
halten neben der Entschädigung nach den Abs. 2 bis 
6 den ihnen für die notwendige Teilnahme an ange-
ordneten Sitzungen und Besprechungen entstande-
nen nachgewiesenen Verdienstausfall ersetzt. 

§ 15 
Verbandsgeschäftsstelle 

(1) Der Verbandsvorsitzende bedient sich zur Erfül-
lung seiner Aufgaben der Verbandsgeschäftsstelle. 

(2) Die Verbandsgeschäftsstelle befindet sich bei der 
Gebietskörperschaft, die der Verbandsvorsitzende als 
Verbandsrat vertritt. Der Geschäftsführer wird vom 
Verbandsvorsitzenden bestellt. Das Beschäftigungs-
verhältnis erfolgt im Rahmen einer geringfügigen Be-
schäftigung und ist durch einen Arbeitsvertrag zu re-
geln. 

(3) Für die Sach- und Personalkosten leistet der Ver-
band der Gebietskörperschaft, bei der sich die Ver-
bandsgeschäftsstelle befindet, Kostenersatz auf 
Grundlage  einer Kostenberechnung. 

III. Abschnitt 
Verbandswirtschaft 

§ 16 
Anzuwendende Vorschriften 

Soweit nicht das Gesetz über die kommunale Zusam-
menarbeit (KommZG) oder diese Satzung etwas an-
deres bestimmen, gelten für die Verbandswirtschaft 
die Bestimmungen für Landkreise entsprechend. 

§ 17 
Deckung des Finanzbedarfs

(1) Die Kostenerstattung des Freistaates Bayern an 
den Regionalen Planungsverband richtet sich nach 
dem Bayerischen Landesplanungsgesetz (BayLplG) in 
der jeweils geltenden Fassung. 

(2) Soweit der Finanzbedarf des Verbandes durch 
staatliche Zuweisungen nicht gedeckt ist, erhebt der 
Verband von seinen Mitgliedern bzw. den ihm ange-
hörenden Landkreisen/kreisfreien Städten eine Um-
lage. 

(3) Die Umlage wird nach der Einwohnerzahl nach 
Maßgabe der Bestimmungen des Bayerischen Lan-
desplanungsgesetzes bemessen und jeweils in der 
Haushaltssatzung durch Beschluss des Planungsaus-
schusses festgelegt. Für die Einwohnerzahl der Ver-
bandsmitglieder sind die zum 31. Dezember des vor-
vorhergegangen Jahres durch das Bayerische Lan-
desamt für Statistik und Datenverarbeitung ermittel-
ten Zahlen zu Grunde zu legen. 

§ 18 
Kassenverwaltung 

Die Kassengeschäfte des Regionalen Planungsver-
bandes werden bei der Gebietskörperschaft des je-
weiligen Verbandsvorsitzenden, bei der die Verbands-
geschäftsstelle sitzt, geführt. 

§ 19 
Örtliche und Überörtliche Prüfung 

(1) Die Jahresrechnung oder der Jahresabschluss des 
Regionalen Planungsverbandes ist vom Rechnungs-
prüfungsamt der Gebietskörperschaft, die der Ver-
bandsvorsitzende als Verbandsrat vertritt, zu prüfen, 
bevor sie dem Planungsausschuss zur Feststellung 
und Entlastung vorgelegt wird. 

(2) Für die überörtliche Prüfung gilt Art. 91 der Land-
kreisordnung. 

IV. Abschnitt 
Schlussvorschriften 

§ 20 
Aufsicht 

Der Regionale Planungsverband unterliegt der Auf-
sicht der Regierung von Oberfranken als höhere Lan-
desplanungsbehörde. 

§ 21 
Öffentliche Bekanntmachungen 

(1) Öffentliche Bekanntmachungen des Planungsver-
bandes erfolgen im Oberfränkischen Amtsblatt. 

(2) Für die öffentliche Auslegung, die Bekanntma-
chung und das Inkrafttreten des Regionalplans gelten 
die Bestimmungen des Bayer. Landesplanungsgeset-
zes. 

§ 22 
Verweisung auf andere Rechtsvorschriften 

Soweit diese Satzung oder das Bayerische Landespla-
nungsgesetz keine Regelung trifft, sind auf den 
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Regionalen Planungsverband die für Zweckverbände 
allgemein geltenden Vorschriften nach Maßgabe von 
Art. 8 Abs. 5 BayLplG anzuwenden. 

§ 23 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(1) Diese Satzung tritt am 23. Juni 2026 in Kraft. 

(2) Zum gleichen Zeitpunkt tritt die Verbandssatzung 
vom 14. Juli 2014, außer Kraft. 

Bamberg, 22. Juni 2026 
Regionaler Planungsverband 

Oberfranken-West 
Johannes   M a c i e j o n c z y k 

Verbandsvorsitzender 
Landrat 

Nr. 24 - 8326.2 - 1 - 2 

Regionaler Planungsverband 
Oberfranken-West (Region 4); 

Entschädigungssatzung 

Bekanntmachung 

Aufgrund von Art. 8 Abs. 5 des Bayerischen Landes-
planungsgesetzes (BayLplG) vom 25. Juni 2012 
(GVBl. S. 254) in Verbindung mit Art. 30 Abs. 2 des 
Gesetzes über kommunale Zusammenarbeit 
(KommZG) und Art. 14 a Abs. 1 der Landkreisordnung 
für den Freistaat Bayern (LKrO) als auch § 14 Abs. 6 
der Verbandssatzung erlässt der Regionale Planungs-
verband Oberfranken-West folgende Satzung: 

§ 1 
Entschädigungsberechtigte 

Der Verbandsvorsitzende und die übrigen Mitglieder 
der Verbandsversammlung und des Planungsaus-
schusses werden für die Teilnahme an Sitzungen und 
für die sonstige mit ihrem Amt unmittelbar zusam-
menhängende Tätigkeit nach Maßgabe dieser Sat-
zung entschädigt. Entsprechendes gilt für Stellvertre-
ter, sofern ein Vertretungsfall vorliegt. 

§ 2 
Entschädigung der Mitglieder der 

Verbandsversammlung (Verbandsräte) und 
des Planungsausschusses 

(1) Verbandsräte, die kraft ihres Amtes der Verbands-
versammlung angehören und nicht Verbandsvorsit-
zender oder dessen Stellvertreter sind, erhalten für 
die Teilnahme an den Sitzungen der Verbandsver-
sammlung und des Planungsausschusses Ersatz ihrer 
Auslagen, insbesondere Reisekostenvergütung nach 
dem Bayerischen Reisekostengesetz in der jeweils 
geltenden Fassung. Dasselbe gilt für Verbandsräte, 
die Beamte oder Angestellte des durch sie vertrete-
nen Verbandsmitgliedes sind, soweit die Vertretung 
ihrer Anstellungskörperschaft in der Verbandsver-
sammlung zu ihren Amts- oder Dienstpflichten ge-
hört. 

(2) Die sonstigen Verbandsräte und die Mitglieder des 
Planungsausschusses, die nicht kraft ihres Amtes der 
Verbandsversammlung angehören, erhalten neben 
dem Auslagenersatz, dessen Umfang sich nach Ab-
satz 1 bestimmt, für die Teilnahme an Sitzungen der 
Verbandsversammlung und des Planungsausschus-
ses jeweils ein Sitzungsgeld in Höhe von 35,00 €. Au-
ßerdem erhalten sie unter den nachstehend ange-
führten Voraussetzungen folgende Ersatzleistungen: 

1. Tariflich Beschäftigten (Angestellten und Arbei-
tern) wird der entstandene, nachgewiesene Ver-
dienstausfall ersetzt. 

2. Selbstständig Tätige erhalten für die ihnen ent-
standene Zeitversäumnis eine Verdienstausfall-
entschädigung pro angefangene Stunde der Sit-
zung in Höhe von 6,00 €. Sie wird höchstens bis 
zu acht Stunden Sitzungsdauer gewährt. Zur Sit-
zungsdauer zählt je eine Stunde vor und nach der 
Sitzung. 

3. Personen, die keine Ersatzansprüche nach den 
Nummern 1 oder 2 haben, denen aber im berufli-
chen und häuslichen Bereich durch die Teilnahme 
an Sitzungen ein Nachteil entsteht, der in der Re-
gel nur durch das Nachholen versäumter Arbeit 
und Inanspruchnahme einer Hilfskraft ausgegli-
chen werden kann, erhalten bei Nachweis eine 
Entschädigung von 6,00 € je angefangene Stunde. 
Sie wird höchstens bis zu acht Stunden Sitzungs-
dauer insgesamt gewährt. Zur Sitzungsdauer zählt 
je eine Stunde vor und nach der Sitzung. 

§ 3 
Aufwandsentschädigung des Verbandsvorsitzenden 

und dessen Stellvertreter 

(1) Der Verbandsvorsitzende erhält für seine Tätigkeit 
eine pauschale monatliche Aufwandsentschädigung 
in Höhe von 950,00 €. Der Stellvertreter erhält die 
Hälfte der monatlichen Entschädigung des Verbands-
vorsitzenden. 

(2) Eine Entschädigung für den weiteren Stellvertre-
ter entfällt. Sollte bei gleichzeitiger Abwesenheit des 
1. und 2. Vorsitzenden ein Stellvertreter nach § 7 
Abs. 4 bzw. § 11 Abs. 4 der Verbandssatzung tätig 
werden, kann eine Entschädigung gewährt werden. 
Sie beträgt 1/31 der Entschädigung des Verbandsvor-
sitzenden pro Vertretungstag, abgerundet auf volle 
Euro. 

§ 4 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(1) Diese Satzung tritt am 23. Juni 2026 in Kraft. 

(2) Zum gleichen Zeitpunkt tritt die Entschädigungs-
satzung vom 16. Juli 2020 außer Kraft. 

Bamberg, 22. Juni 2026 
Regionaler Planungsverband 

Oberfranken-West 
Johannes   M a c I e j o n c z y k 

Verbandsvorsitzender 
Landrat 
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Schulen 

Nr. 44 - 5204 - 1 - 91 - 13 

Bildung der regionalen Fachsprengel 
an den staatlichen Berufsschulen in 
Oberfranken im Schuljahr 2026/2027 

Verordnung über die 
Bildung der regionalen Fachsprengel 

an den staatlichen Berufsschulen 
im Regierungsbezirk Oberfranken 

Vom 9. September 2026 

Aufgrund des Art. 34 Abs.  2 des Bayerischen Geset-
zes über das Erziehungs- und Unterrichtswesen 
(BayEUG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. Mai 2000 (GVBl. S. 414, 632, BayRS 2230-1-1-K), 
das zuletzt durch die §§ 1 und 2 des Gesetzes vom 
28. Juli 2026 (GVBl. S. 379) geändert worden ist, ver-
ordnet die Regierung von Oberfranken: 

§ 1 

An den staatlichen Berufsschulen in Oberfranken 
werden die in der Anlage (Fachsprengelverzeichnis)  

aufgeführten regionalen Fachsprengel gebildet, so-
weit die Beschulung nicht im Grundsprengel erfolgt. 

§ 2 

(1) Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. August 
2026 in Kraft. 

(2) Mit Ablauf des 31. Juli 2026 treten alle Vorschrif-
ten außer Kraft, die dieser Verordnung entgegenste-
hen oder entsprechen. 

Hinweis: Das beiliegende Verzeichnis der regionalen 
Fachsprengel an den Berufsschulen im Regierungs-
bezirk Oberfranken - Stand 1. August 2026 - ist Be-
standteil dieser Verordnung. 

Bayreuth, 9. September 2026 
Regierung von Oberfranken 
Florian   L u d  e r s c h m i d 

Regierungspräsident 

Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz 

ROF - SG55.2 - 2670 - 12 - 124 

Vollzug des Arzneimittelgesetzes (AMG); 
Allgemeinverfügung zum Inverkehrbrin-

gen von REGN-EB3/InmazebTM, 
mAB114/EbangaTM, Remdesivir und 

ErveboTM, MBP134, Obeldesivir sowie 
MvabeaTM plus ZabdenoTM auf Grundlage 

des § 79 Abs. 5 AMG 

Bekanntmachung 
der Regierung von Oberfranken 

vom 22. September 2026, 
Az. ROF - SG55.2 - 2670 - 12 - 124 

Die Weltgesundheitsorganisation erklärte zuletzt im 
Mai 2026 aufgrund von Ebolafieber-Ausbrüchen eine 
gesundheitliche Notlage von internationaler Trag-
weite. Zwar hat sich die Gefahrenlage für Deutsch-
land nicht geändert, laut Europäischem Zentrum für 
die Prävention und Kontrolle von Krankheiten (ECDC) 
ist das Erkrankungsrisiko an Ebolaviren in der EU auf-
grund geringer Einschleppungs- und Übertragungs-
wahrscheinlichkeiten sehr gering. Gleichwohl hat es 
das BMG für erforderlich erachtet, einen Versor-
gungsmangel festzustellen, da in Deutschland ein 
Mangel an zugelassenen Impfstoffen und Therapeuti- 

ka zur spezifischen Prophylaxe und Behandlung von 
Ebolavirus-Erkrankungen besteht. 

Rein vorsorglich erlässt die Regierung von Oberfran-
ken daher auf der Grundlage des § 79 Abs. 5 des Arz-
neimittelgesetzes (AMG) in Verbindung mit der Be-
kanntmachung des Bundesministeriums für Gesund-
heit (BMG) vom 17. August 2026 (BAnz AT 2. Sep-
tember 2026 B4) sowie in Verbindung mit § 1 Abs. 1 
und 2 der Verordnung über die Zuständigkeiten der 
Arzneimittelüberwachungsbehörden und zum Vollzug 
des Samenspenderregistergesetzes sowie des Gen-
diagnostikgesetzes (ZustVAMÜB) für die Regierungs-
bezirke Oberfranken, Unterfranken, Mittelfranken 
und Oberpfalz folgende befristete 

Allgemeinverfügung: 

1. Den Inhabern einer Erlaubnis nach § 1 Apotheken-
gesetz (ApoG), nach § 16 ApoG (Zweigapotheken) 
und Krankenhausapotheken nach § 14 ApoG 
(Krankenhausapotheken, krankenhausversorgen-
de Apotheken) wird gestattet, REGN-EB3/Inma-
zebTM, mAB114/EbangaTM, Remdesivir und Erve-
boTM, MBP134, Obeldesivir sowie MvabeaTM plus 
ZabdenoTM, denen die gemäß § 21 AMG erforder-
liche Arzneimittelzulassung fehlt, in den Geltungs-
bereich des AMG zu verbringen und dort in Ver-
kehr zu bringen.  
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2. Die unter Nummer 1 genannten Personen sowie 
Einrichtungen können dabei von folgenden Vorga-
ben des Arzneimittelgesetzes abweichen: 

 Soweit im Rahmen der Gestattung nach Num-
mer 1 Arzneimittel aus Drittländern in den Gel-
tungsbereich des Arzneimittelgesetzes einge-
führt werden, bedarf es entgegen § 72 Abs. 1, 
§ 73 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 AMG keiner Einfuhrer-
laubnis. 

 Beim Inverkehrbringen der unter Nummer 1 
genannten Arzneimittel darf von den Vorgaben 
der §§ 10 Abs. 1 und 11 Abs. 1 AMG mit der 
Maßgabe abgewichen werden, dass die für die 
sichere Anwendung notwendigen Informatio-
nen in deutscher Sprache in geeigneter Weise 
dem Arzneimittel beigefügt werden. Alternativ 
können die für die sichere Anwendung not-
wendigen Informationen in deutscher Sprache 
digital zum Abruf zur Verfügung gestellt wer-
den. In diesem Fall ist dem Arzneimittel ein 
Hinweis auf die Abrufmöglichkeit beizufügen.  

3. Die Einfuhr ist beschränkt auf den Fall, dass phar-
mazeutische Unternehmer oder Arzneimittelgroß-
händler nicht oder nicht in ausreichendem Umfang 
in der Lage sind, den deutschen Markt mit in 
Deutschland zugelassenen oder aufgrund der Ge-
stattung zum Inverkehrbringen durch eine zustän-
dige Landesbehörde verkehrsfähigen REGN-
EB3/InmazebTM, mAB114/EbangaTM, Remdesivir 
und ErveboTM, MBP134, Obeldesivir sowie Mva-
beaTM plus ZabdenoTM zu beliefern. Arzneimittel, 
die sich in klinischen Prüfungen befinden, sind 
nicht von der Gestattung umfasst. 

4. Die Einfuhr von Arzneimitteln auf der Grundlage 
dieser Allgemeinverfügung ist der Regierung von 
Oberfranken als der nach §§ 1 Abs. 1, 2 Abs. 1 
Nr. 1 ZustVAMÜB zuständigen Arzneimittelüber-
wachungsbehörde unverzüglich anzuzeigen. 

5. Die Gestattung gilt längstens bis zu einer Bekannt-
machung des BMG nach § 79 Abs. 5 AMG, dass 
der o.g. Versorgungsmangel nicht mehr vorliegt.  

6. Diese Allgemeinverfügung ergeht unter dem Vor-
behalt des Widerrufes. 

7. Die nachträgliche Aufnahme, Änderung oder Er-
gänzung einer Auflage bleibt ausdrücklich vorbe-
halten. 

8. Diese Allgemeinverfügung gilt am Tag nach ihrer 
Veröffentlichung auf der Internetseite der Regie-
rung von Oberfranken als bekannt gegeben. 

Hinweis: 

Die aufschiebende Wirkung von Widerspruch und 
Klage entfällt gemäß § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 Verwal-
tungsgerichtsordnung (VwGO) in Verbindung mit § 79 
Abs. 6 Satz 2 AMG. 

Begründung: 

I. 

Mit Bekanntmachung nach § 79 Abs. 5 S. 1 AMG 
vom 17. August 2026, veröffentlicht im BAnz AT 
2. September 2026 B4, hat das Bundesministerium 
für Gesundheit (BMG) Folgendes festgestellt:  

"Die Weltgesundheitsorganisation erklärte zuletzt im 
Mai 2026 aufgrund von Ebolafieber-Ausbrüchen eine 
gesundheitliche Notlage von internationaler Trag-
weite. Eine Infektion mit Ebolaviren kann eine lebens-
bedrohliche Erkrankung hervorrufen. Es besteht in 
Deutschland ein Mangel an zugelassenen Impfstof-
fen und Therapeutika zur spezifischen Prophylaxe und 
Behandlung von Ebolavirus-Erkrankungen." 

Diese Feststellung ermöglicht es den zuständigen Be-
hörden der Länder, nach Maßgabe des § 79 Absatz 5 
und 6 AMG im Einzelfall ein befristetes Abweichen 
von den Vorgaben des AMG zu gestatten. 

Vor dem Hintergrund des festgestellten Versorgungs-
mangels soll es die Allgemeinverfügung ermöglichen, 
dass Apotheken, Zweigapotheken, krankenhausver-
sorgende Apotheken und Krankenhausapotheken 
REGN-EB3/InmazebTM, mAB114/EbangaTM, Rem-
desivir und ErveboTM, MBP134, Obeldesivir sowie 
MvabeaTM plus ZabdenoTM importieren können, die in 
Deutschland zwar nicht zugelassen sind, jedoch in 
dem Staat rechtmäßig in Verkehr gebracht werden 
dürfen, aus dem sie in den Geltungsbereich des AMG 
verbracht werden, oder wenn die zuständige Bundes-
oberbehörde festgestellt hat, dass die Qualität der 
Arzneimittel gewährleistet ist und ihre Anwendung 
nach den Erkenntnissen der medizinischen Wissen-
schaft ein positives Nutzen-Risiko-Verhältnis zur Vor-
beugung oder Behandlung der jeweiligen Erkrankung 
erwarten lässt.  

II. 

Die Allgemeinverfügung beruht auf § 79 Abs. 5 
Satz 1, 4 AMG. Danach kann die Regierung von Ober-
franken als zuständige Arzneimittelüberwachungsbe-
hörde für die Regierungsbezirke Oberfranken, Unter-
franken, Mittelfranken und Oberpfalz im Falle eines 
Versorgungsmangels der Bevölkerung mit Arzneimit-
teln, die zur Vorbeugung oder Behandlung lebensbe-
drohlicher Erkrankungen benötigt werden, im Einzel-
fall ein befristetes Abweichen von Erlaubnis- oder Ge-
nehmigungserfordernissen oder von anderen Verbo-
ten nach dem Arzneimittelgesetz gestatten. 

Die hierfür erforderliche Feststellung des Bundesmi-
nisteriums für Gesundheit nach § 79 Abs. 5 Satz 5 
AMG liegt durch Bekanntmachung vom 17. August 
2026, veröffentlicht im BAnz AT 2. September 2026 
B4, vor. Die Verbringung des o.g. Produktes fällt da-
mit unter die Ausnahmeermächtigung für Krisenzei-
ten gem. § 79 Abs. 5 AMG. 

Zwar hat sich die Gefahrenlage für Deutschland nicht 
geändert, gleichwohl hat es das BMG für erforderlich  



188 Oberfränkisches Amtsblatt, Nr. 15/2026 

erachtet, einen Versorgungsmangel festzustellen, da 
in Deutschland ein Mangel an zugelassenen Impfstof-
fen und Therapeutika zur spezifischen Prophylaxe und 
Behandlung von Ebolavirus-Erkrankungen besteht. 
Derartige Impfstoffe und Therapeutika können etwa 
benötigt werden, wenn Personen entsprechende Ri-
sikogebiete besuchen oder wenn Flugreisende Ebo-
lafieber-typische Symptome aufweisen. 

1. Genehmigt wird die Einfuhr von REGN-EB3/Inma-
zebTM, mAB114/EbangaTM, Remdesivir und Erve-
boTM, MBP134, Obeldesivir sowie MvabeaTM plus 
ZabdenoTM. Die Einfuhr ist beschränkt auf den Fall, 
dass pharmazeutische Unternehmer oder Arznei-
mittelgroßhändler nicht oder nicht in ausreichen-
dem Umfang in der Lage sind, den deutschen 
Markt mit in Deutschland zugelassenen oder auf-
grund der Gestattung zum Inverkehrbringen durch 
eine zuständige Landesbehörde verkehrsfähigen 
REGN-EB3/InmazebTM, mAB114/EbangaTM, Rem-
desivir und ErveboTM, MBP134, Obeldesivir sowie 
MvabeaTM plus ZabdenoTM zu beliefern. Auf der 
Grundlage einer Gestattung einer zuständigen Be-
hörde eines anderen Landes für einen Import ei-
nes vom Engpass betroffenen Arzneimittels auf-
grund des § 79 Abs. 5 Satz 4 AMG sind für den 
dort ansässigen Importeur die von der Gestattung 
erfassten Arzneimittel im gesamten Geltungsbe-
reich des Arzneimittelgesetzes verkehrsfähig. 
Dies dient insbesondere der Beschleunigung des 
weiteren Vertriebs nach dem Import. 

2. Um die Patientensicherheit bei der Anwendung 
dieser Arzneimittel zu gewährleisten, sind grund-
sätzlich eine Kennzeichnung sowie eine Pa-
ckungsbeilage in deutscher Sprache erforderlich. 
Das Erfordernis einer Kennzeichnung sowie einer 
Packungsbeilage in deutscher Sprache kann je-
doch oftmals nicht oder nur mit unverhältnismäßi-
gem Aufwand erfüllt werden. Daher können die 
für die sichere Anwendung notwendigen Informa-
tionen alternativ auch in digitaler Form zum Abruf 
zur Verfügung gestellt werden. Wird die Möglich-
keit einer digitalen Information genutzt, so muss 
dem Arzneimittel ein Hinweis auf die Abrufmög-
lichkeit beigefügt werden, beispielsweise in Form 
eines Aufklebers mit einem QR-Code. Die Patien-
tensicherheit bleibt gewährleistet, weil die für die 
sichere Anwendung notwendigen Informationen 
den anwendenden Ärztinnen und Ärzten in jedem 
Fall verständlich in deutscher Sprache zur Verfü-
gung stehen. Es wird allerdings davon ausgegan-
gen, dass die große Mehrheit der Anwenderinnen 
und Anwender über Möglichkeiten verfügt, die In-
formationen in digitaler Form abzurufen.  

Die Importe sind den für die Überwachung nach 
AMG zuständigen Behörden unverzüglich anzuzei-
gen, damit behördlich nachvollziehbar bleibt, wel-
che konkreten Arzneimittel importiert wurden.  

3. Diese Allgemeinverfügung lässt die Möglichkeit 
des Einzelimports nach § 73 Abs. 3 AMG unange-
tastet. 

4. Diese Allgemeinverfügung gilt längstens bis zu ei-
ner Bekanntmachung des BMG nach § 79 Abs. 5 
AMG, dass der o.g. Versorgungsmangel nicht 
mehr vorliegt. Diese Geltungsdauer ist erforder-
lich, da es sich bei REGN-EB3/InmazebTM, 
mAB114/EbangaTM, Remdesivir und ErveboTM, 
MBP134, Obeldesivir sowie MvabeaTM plus Zab-
denoTM um Arzneimittel handelt, die zur Vorbeu-
gung oder Behandlung lebensbedrohlicher Erkran-
kungen benötigt werden. Eine kürzere Befristung 
erweist sich für die Importeure insofern als prob-
lematisch, als der Arzneimittelimport jeweils ei-
nen gewissen Vorlauf braucht und die Beschaf-
fung und Lagerhaltung von größeren Mengen 
Planbarkeit voraussetzen. Die Gestattung der Ein-
fuhr von REGN-EB3/InmazebTM, mAB114/E-
bangaTM, Remdesivir und ErveboTM, MBP134, 
Obeldesivir sowie MvabeaTM plus ZabdenoTM en-
det in jedem Fall mit dem Zeitpunkt, an dem das 
BMG bekannt gibt, dass ein Versorgungsmangel 
im Sinne des § 79 Abs. 5 Satz 1 AMG nicht mehr 
vorliegt. Die auflösende Bedingung begründet 
sich damit, dass die Grundlage für die Allgemein-
verfügung nur solange gegeben ist, wie ein vom 
BMG festgestellter und im Bundesanzeiger be-
kannt gegebener Versorgungsmangel vorliegt. 

5. Der Widerrufsvorbehalt aufgrund Art. 36 Abs. 2 
Nr. 3 BayVwVfG ermöglicht es der Behörde, ggf. 
kurzfristig zu reagieren, wenn dies insbesondere 
aus Gründen der Arzneimittelsicherheit erforder-
lich sein sollte. 

6. Der Auflagenvorbehalt beruht auf Art. 36 Abs. 2 
Nr. 5 BayVwVfG. Mit fortlaufend neuen Bewertun-
gen des Versorgungsmangels im Zusammenhang 
mit Impfstoffen und Therapeutika zur spezifischen 
Prophylaxe und Behandlung von Ebolavirus-Er-
krankungen ist zu rechnen. 

Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats 
nach ihrer Bekanntgabe 

schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer 
für den Schriftformersatz zugelassenen Form* Klage 
erhoben werden. Die Klage ist an das Verwaltungsge-
richt zu richten, in dessen Bezirk der Beschwerte sei-
nen Sitz oder Wohnsitz hat. 

Für Kläger mit Sitz oder Wohnsitz im Regierungsbe-
zirk Oberfranken ist die Klage zu erheben bei dem 

Bayerischen Verwaltungsgericht Bayreuth in 
95444 Bayreuth 
Postfachanschrift: Postfach 11 03 21, 95422 Bay-
reuth 
Hausanschrift: Friedrichstraße 16, 95444 Bayreuth. 

Für Kläger mit Sitz oder Wohnsitz im Regierungsbe-
zirk Unterfranken ist die Klage zu erheben bei dem 

Bayerischen Verwaltungsgericht Würzburg in 
97082 Würzburg 
Postfachanschrift: Postfach 11 02 65, 97029 Würz-
burg 
Hausanschrift: Burkarderstraße 26, 97082 Würzburg. 
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Für Kläger mit Sitz oder Wohnsitz im Regierungsbe-
zirk Mittelfranken ist die Klage zu erheben bei dem 

Bayerischen Verwaltungsgericht Ansbach in 
91522 Ansbach 
Postfachanschrift: Postfach 6 16, 91511 Ansbach 
Hausanschrift: Promenade 24-28, 91522 Ansbach. 

Für Kläger mit Sitz oder Wohnsitz im Regierungsbe-
zirk der Oberpfalz ist die Klage zu erheben bei dem 

Bayerischen Verwaltungsgericht Regensburg in 
93047 Regensburg 
Postfachanschrift: Postfach 11 01 65, 93014 Regens-
burg 
Hausanschrift: Haidplatz 1, 93047 Regensburg. 

Die Klage muss den Kläger, den Beklagten und den 
Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll 
einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begrün-
dung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen 
angegeben, die angefochtene Verfügung soll in Ab-
schrift beigefügt werden. Der Klage und allen 
Schriftsätzen sollen bei schriftlicher Einreichung oder  

Einreichung zur Niederschrift Abschriften für die übri-
gen Beteiligten beigefügt werden. 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 

*Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-
Mail ist nicht zugelassen und 

entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! Nähere Infor-
mationen zur elektronischen Einlegung von Rechts-
behelfen entnehmen Sie bitte der Internetpräsenz der 
Bayerischen Verwaltungsgerichtsbarkeit 
(www.vgh.bayern.de). 

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den 
Verwaltungsgerichten infolge 

der Klageerhebung eine Verfahrensgebühr fällig. 

Bayreuth, 22. September 2026 
Regierung von Oberfranken 

Thomas   E n g e l 
Regierungsvizepräsident 

Bezirksangelegenheiten 

AfS 0113 - 3/23 - 28 

Sitzung des Ausschusses für Soziales 
des Bezirkstags von Oberfranken 

Die 3. Sitzung des Ausschusses für Soziales des Be-
zirkstags von Oberfranken findet am 

Dienstag, 27. Oktober 2026, 10:00 Uhr, im Großen 
Sitzungssaal, 1. OG im Wirtschaftsgebäude, Cotten-
bacher Str. 23, 95445 Bayreuth, 

statt. 

Die Tagesordnung für diese Sitzung wird an der Amts-
tafel der Regierung von Oberfranken, Ludwig-
straße 20, 95444 Bayreuth, sowie an der Amtstafel 
des Bezirks Oberfranken, Cottenbacher Str. 23, 
95445 Bayreuth, bekannt gemacht. 

Bayreuth, 9. September 2026 
Bezirk Oberfranken 

Henry   S c h r a m m  ,  MdL a.D. 
Bezirkstagspräsident 

Informationen für den Regierungsbezirk 

Aktuelles aus der Regierung 

Zivil-militärische Zusammenarbeit in Oberfranken 

Pressemitteilung vom 24. August 2026 

Verabschiedung von Matthias Siecora aus der zivil-mi-
litärischen Zusammenarbeit 

Oberstleutnant der Reserve Matthias Siecora wurde 
am 21. August 2026 bei der Regierung von Oberfran-
ken verabschiedet. Von November 2016 bis Mai 2026 
war er stellvertretender Leiter des Bezirksverbin-
dungskommandos der Bundeswehr für die zivil-mili-
tärische Zusammenarbeit in Oberfranken.  

In dieser Funktion war Matthias Siecora bei größeren 
Schadens- und Gefahrenlagen, bei denen eine Unter-
stützung durch die Bundeswehr notwendig war, einer 
der zentralen Ansprechpartner für die Regierung von 
Oberfranken. Dies galt insbesondere während der 
Corona-Pandemie.  

An der Verabschiedung nahmen seitens der Bundes-
wehr der Beauftragte für die zivil-militärische Zusam-
menarbeit, Oberst der Reserve Markus Klaedtke, des-
sen Vorgänger Oberst der Reserve Dietmar Kühne so-
wie die Herren Thoms, Sting und Spiewok teil. Sei-
tens der Regierung von Oberfranken verabschiedeten 
sich Regierungsvizepräsident Thomas Engel, Lei-
tende Regierungsdirektorin Sabine Kerner, Leiterin  

http://www.vgh.bayern.de/
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des Bereichs 1 – Sicherheit, Kommunales und Sozia-
les, sowie Leitender Regierungsdirektor Thomas 
Wich und Regierungsamtsrat Manfred Görl aus dem 
Sachgebiet 10 – Staatsrecht, Sicherheit und Ordnung 
persönlich von Herrn Siecora. 

Anlässlich der Verabschiedung würdigten die Vertre-
ter der Regierung von Oberfranken die hervorragende 
und vertrauensvolle Zusammenarbeit mit Matthias 
Siecora. Sie dankten ihm für sein Engagement und 
seinen wichtigen Beitrag zur erfolgreichen Zusam-
menarbeit zwischen der Regierung von Oberfranken 
und der Bundeswehr und wünschten ihm alles Gute 
für die Zukunft. 

Kulturfonds Bayern 2027 

Pressemitteilung vom 28. August 2026 

Kulturfonds Bayern 2027: Antragstellung für Kunst- 
und Kulturprojekte bis 1. Oktober 2026 möglich 

Oberfränkische Kulturschaffende und Einrichtungen 
können noch bis 1. Oktober 2026 Förderanträge für 
Kunst- und Kulturprojekte im Jahr 2027 einreichen. 
Der Kulturfonds Bayern, Bereich Kunst, fördert krea-
tive und innovative Projekte nichtstaatlicher Träger, 
die überörtliche, möglichst überregionale Bedeutung 
haben. Die Antragstellung erfolgt bei der Regierung 
von Oberfranken. 

Unterstützt werden kulturelle Investitionen und Pro-
jekte in Bereichen wie Theater, Museen, zeitgenössi-
sche Kunst, Musikpflege, Laienmusik, Archive, Bibli-
otheken, Literatur, internationaler Ideenaustausch 
und weitere kulturelle Veranstaltungen und Projekte. 
Voraussetzung ist, dass die Projekte in Oberfranken 
stattfinden, noch nicht begonnen wurden und Antrag-
steller ihren Sitz in Bayern haben. Die zuwendungsfä-
higen Gesamtausgaben müssen mindestens 
10.000 Euro betragen. Für Veranstaltungsreihen ist in 
der Startphase eine Anschubfinanzierung möglich. 

Grundsätzlich beträgt die Förderung maximal 30 Pro-
zent der zuwendungsfähigen Ausgaben. Interessierte 
können sich bei der Regierung von Oberfranken bera-
ten lassen.  

Förderanträge für Projekte im Jahr 2027 müssen spä-
testens bis zum 1. Oktober 2026 eingereicht werden.
Die Antragstellung ist ausschließlich online möglich. 
Das Antragsportal sowie die zuständigen Ansprech-
partner finden Interessierte auf der Homepage der 
Regierung von Oberfranken: Kulturfonds Bayern; Be-
antragung einer Förderung - Regierung von Oberfran-
ken

Beispiele Kulturfonds 2026 in Oberfranken 

Waldbühne Heldritt: Die Erneuerung der Licht- und 
Tontechnik verbessert die Qualität der Veranstaltun-
gen und macht die Freiluftbühne unabhängiger von 
Witterungseinflüssen. Damit wird die Waldbühne 
auch für zusätzliche Veranstaltungsformate und 
Künstler attraktiver. 

Musikverein Birnbaum e.V.: Mit dem Bau und Ausbau 
von Proben- und Unterrichtsräumen werden die Be- 

dingungen für den Probenbetrieb und die Ausbildung 
junger Musiker deutlich verbessert. Der größere Pro-
benraum ermöglicht künftig auch Gesamtproben des 
Vereins.  

Paul-Maar-Museum und Museumsdepot: In Hallstadt 
entsteht ein Museum, das das literarische und künst-
lerische Werk des Kinder- und Jugendbuchautors 
Paul Maar sichtbar machen soll. Grundlage ist sein 
umfangreicher künstlerischer und literarischer Vor-
lass mit Manuskripten, Illustrationen, Skizzen, Korres-
pondenzen und persönlichen Gegenständen. 

Hintergrund 

Die Bayerische Staatsregierung hat im Jahr 1996 den 
Kulturfonds Bayern geschaffen, um dem kulturellen 
Leben in allen Landesteilen zusätzliche Impulse zu ge-
ben. Der Freistaat Bayern fördert aus dem Kultur-
fonds seither jedes Jahr weit über hundert innovative 
Projektideen und Kulturprojekte in ganz Bayern. 

Weitere Informationen sind auf der Homepage des 
Bayerischen Staatsministeriums für Wissenschaft 
und Kunst veröffentlicht und unter folgendem Link zu 
finden: Aus dem Kulturfonds - Bereich Kunst - wird 
gefördert (bayern.de)

Bundesweiter Warntag 

Pressemitteilung vom 10. September 2026 

Bundesweiter Warntag: Positive Bilanz für den Regie-
rungsbezirk Oberfranken 

Der bundesweite Probealarm am 10. September 
2026 ist in Oberfranken insgesamt positiv verlaufen. 
Die beteiligten Behörden und Organisationen haben 
die vorgesehenen Warnmittel und Abläufe getestet. 
Dabei hat sich gezeigt, dass die Warnung in Oberfran-
ken insgesamt gut funktioniert hat. 

Die digitalen Warnungen wurden über das Modulare 
Warnsystem an Warn-Apps und Cell Broadcast erfolg-
reich versendet. Die Sirenen, soweit technisch digital 
aufgerüstet, gaben eine akustische Warnung und Ent-
warnung ab. Neben dem Bundesamt für Bevölke-
rungsschutz und Katastrophenhilfe (BBK) beteiligten 
sich in Oberfranken 169 Kommunen mit Sirenenwar-
nung und Lautsprecherwagen. 

Die gewonnenen Erfahrungen fließen nun in die bun-
desweite Auswertung des Bundesamts für Bevölke-
rungsschutz und Katastrophenhilfe (BBK) ein. 

Mit jedem Probealarm werden die technischen Sys-
teme unter realen Bedingungen getestet, um 
Schwachstellen zu erkennen und die Effizienz und Ef-
fektivität zukünftiger Alarmierungen zu optimieren. 
Darüber hinaus tragen sie dazu bei, die Bevölkerung 
über die verschiedenen Formen der Warnung zu in-
formieren und zu sensibilisieren. Dies ist eine Grund-
voraussetzung für die Selbsthilfefähigkeit der Men-
schen in Deutschland im Krisenfall. 

Zur Pressemitteilung des Bayerischen Innenministe-
riums gelangen Sie hier: Herrmann: Probealarm im 
Freistaat störungsfrei - Warnmittel erreichen im Ernst-
fall Großteil der Bevölkerung: StMI

https://www.regierung.oberfranken.bayern.de/aufgaben/192162/192165/leistung/leistung_3419/index.html
https://www.regierung.oberfranken.bayern.de/aufgaben/192162/192165/leistung/leistung_3419/index.html
https://www.regierung.oberfranken.bayern.de/aufgaben/192162/192165/leistung/leistung_3419/index.html
https://www.stmwk.bayern.de/ministerium/kulturfonds/kunst-und-kultur.html
https://www.stmwk.bayern.de/ministerium/kulturfonds/kunst-und-kultur.html
https://www.stmi.bayern.de/presse-und-medien/pressemitteilungen/detail/herrmann:-probealarm-im-freistaat-stoerungsfrei-warnmittel-erreichen-im-ernstfall-grossteil-der-bevoelkerung-22288/
https://www.stmi.bayern.de/presse-und-medien/pressemitteilungen/detail/herrmann:-probealarm-im-freistaat-stoerungsfrei-warnmittel-erreichen-im-ernstfall-grossteil-der-bevoelkerung-22288/
https://www.stmi.bayern.de/presse-und-medien/pressemitteilungen/detail/herrmann:-probealarm-im-freistaat-stoerungsfrei-warnmittel-erreichen-im-ernstfall-grossteil-der-bevoelkerung-22288/
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Die Pressemitteilung des BBK ist hier zu finden: 
Presse - Positive Bilanz zum Bundesweiten Warntag 
2026 - BBK

Energiewirtschaft 

Pressemitteilung vom 28. August 2026 

Planfeststellungsverfahren für den standortgleichen 
bzw. standortnahen Ersatzneubau der 110-kV-Freilei-
tung Kastenweiher-Eltmann im oberfränkischen Teil-
bereich 

Nach dem bereits eingeleiteten Planfeststellungsver-
fahren für die Zubeseilung des Abschnitts von der Re-
gierungsbezirksgrenze Mittelfranken/Oberfranken bis 
Mast Nr. 135 leitet die Regierung von Oberfranken 
nun für den anschließenden Abschnitt bis zur Regie-
rungsbezirksgrenze Oberfranken/Unterfranken ein 
weiteres Planfeststellungsverfahren ein.  

Auf Antrag der Verteilnetzbetreiberin Bayernwerk 
Netz GmbH umfasst das Verfahren den rund 5 km 
langen Abschnitt der 110-kV-Freileitung Kastenwei-
her-Eltmann (Ltg. Nr. E10007) von Mast Nr. 135 bis 
zur Regierungsbezirksgrenze Oberfranken/Unterfran-
ken zwischen Mast Nr. 149 und Mast Nr. 150. Der 
zwischen Mast Nr. 143 und Mast Nr. 145 liegende 
Leitungsabschnitt befindet sich im Regierungsbezirk 
Unterfranken und ist nicht Gegenstand dieses Verfah-
rens. 

Die Leitung verläuft im Verfahrensabschnitt durch die 
Gebiete der kreisangehörigen Gemeinden Lisberg 
und Priesendorf im Landkreis Bamberg. 

Das Vorhaben ist ein Teilabschnitt der bestehenden, 
insgesamt 62 km langen 110-kV-Hochspannungslei-
tung Kastenweiher-Eltmann, die durch die Regie-
rungsbezirke Ober-, Mittel- und Unterfranken verläuft. 

Planfeststellungsverfahren 

Die bestehenden, bislang mit lediglich einem Strom-
kreis beseilten Masten sollen durch neue Masten er-
setzt und zukünftig mit zwei 110-kV-Stromkreisen be-
seilt werden. Dafür werden Zweierbündel-Leiterseile 
mit größerem Querschnitt eingesetzt. Die neuen 
Masten sollen überwiegend am gleichen Standort 
neu errichtet werden, ein Mast in unmittelbarer Nähe 
des bestehenden Mastes, ohne dabei den Trassen-
verlauf zu ändern.  

Anhörungsverfahren 

Im Rahmen des Planfeststellungsverfahrens prüft 
und wägt die Regierung von Oberfranken alle öffent-
lichen und privaten Belange ab. Dazu hört die Regie-
rung von Oberfranken alle betroffenen Kommunen 
und Fachbehörden an, deren Aufgabenbereich vom 
Vorhaben berührt ist. Ferner haben alle Interessierten 
die Möglichkeit, einen Monat lang Einsicht in die Plan-
unterlagen zu nehmen. 

Auslegung der Planunterlagen 

Die Planunterlagen werden auf der Internetseite der 
Regierung von Oberfranken bis einschließlich 
30. September 2026 zugänglich gemacht und können 
unter www.reg-ofr.de/110kel2 eingesehen werden. 

Auf Verlangen, das während der Dauer der Auslegung 
an die Regierung von Oberfranken zu richten ist, wird 
eine weitere leicht zu erreichende Zugangsmöglich-
keit zur Verfügung gestellt. 

Betroffene können während der Auslegungsfrist und 
der sich daran anschließenden zweiwöchigen Äuße-
rungs- und Einwendungsfrist - also bis einschließlich 
14. Oktober 2026 - Einwendungen gegen den Plan er-
heben und Stellungnahmen abgeben. Einwendungen 
und Stellungnahmen sind gegenüber der Regierung 
von Oberfranken ausschließlich elektronisch über das 
sichere Kontaktformular oder vor Ort mündlich zur 
elektronischen Eingabe abzugeben.  

Informationen zum aktuellen Stand des Verfahrens 
sowie Ansprechpartner sind auf der Internetseite der 
Regierung von Oberfranken unter Energiewirtschaft - 
Regierung von Oberfranken abrufbar. 

Abfallbeseitigung 

Pressemitteilung vom 11. September 2026 

Planfeststellungsverfahren nach § 35 Abs. 2 Kreis-
laufwirtschaftsgesetz für den Bau und Betrieb einer 
Deponie der Klasse I (DK I) in der Tongrube Kal-
chreuth, Gemeinde Kalchreuth und Markt Herolds-
berg, Landkreis Erlangen-Höchstadt 

Die Gebr. Schultheiss GmbH & Co.KG hat bei der Re-
gierung von Oberfranken - Bergamt Nordbayern den 
Bau und Betrieb einer Abfalldeponie der Klasse I in 
der bestehenden Tongrube beantragt.  

Eine Deponie der Klasse I dient zur Entsorgung mine-
ralischer Reststoffe. Es sollen entsprechend der De-
ponieverordnung ausschließlich inerte (physikalisch, 
chemisch, biologisch inaktive) Abfälle angenommen 
werden, die die Annahmekriterien für eine Deponie 
der Klasse I erfüllen. 

Das Vorhaben ist planfeststellungspflichtig gemäß 
dem Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG) und bedarf 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem Ge-
setz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG). 
Bestandteil des Antrages sind auch wasserrechtliche 
Erlaubnisse nach dem Wasserhaushaltsgesetz 
(WHG).  

Anhörungsverfahren 

Im Rahmen des Planfeststellungsverfahrens und zur 
Prüfung der Umweltverträglichkeit prüft und wägt die 
Regierung von Oberfranken – Bergamt Nordbayern 
alle öffentlichen und privaten Belange gegeneinander 
ab. Dazu hört die Regierung von Oberfranken alle be-
troffenen Kommunen und Fachbehörden an, deren 
Aufgabenbereich vom Vorhaben berührt ist. Ferner 
hat jeder die Möglichkeit, einen Monat lang Einsicht 
in die Planunterlagen zu nehmen. 

Auslegung der Planunterlagen 

Die Auslegung erfolgt in elektronischer Form durch 
Veröffentlichung im Internet (§ 73 Abs. 1 S. 2 i. V. m. 
§ 27 b Abs 1 VwVfG).  

Die Planunterlagen werden auf der Internetseite der 
Regierung von Oberfranken bis einschließlich  

https://www.bbk.bund.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2026/09/pm-10-bundesweiter-warntag.html
https://www.bbk.bund.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2026/09/pm-10-bundesweiter-warntag.html
https://www.reg-ofr.de/110kel2
https://www.regierung.oberfranken.bayern.de/service/planfeststellungen/wirtschaft_landesentwicklung_verkehr/energiewirtschaft/index.html
https://www.regierung.oberfranken.bayern.de/service/planfeststellungen/wirtschaft_landesentwicklung_verkehr/energiewirtschaft/index.html
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18. Oktober 2026 zugänglich gemacht und können 
unter www.reg-ofr.de/dk1kal eingesehen werden, 
ebenso auf dem UVP-Verbund-Portal der Länder unter 
www.uvp-verbund.de. 

Auf Verlangen, das während der Dauer der Auslegung 
an die Regierung von Oberfranken - Bergamt Nord-
bayern zu richten ist, wird eine weitere leicht zu errei-
chende Zugangsmöglichkeit zur Verfügung gestellt. 

Betroffene und anerkannte Vereinigungen können 
während der Auslegungsfrist und der sich daran an-
schließenden zweiwöchigen Äußerungs- und Ein-
wendungsfrist bis einschließlich 2. November 2026
Einwendungen gegen den Plan erheben und Stellung-
nahmen abgeben. Einwendungen und Stellungnah-
men sind gegenüber der Regierung von Oberfranken 
schriftlich oder elektronisch abzugeben. Einzelheiten 
hierzu sind der Bekanntmachung zu dem Vorhaben zu 
entnehmen (www.reg-ofr.de/dk1kal). 

Schulen 

Pressemitteilung vom 11. September 2026 

Schulbeginn in Oberfranken: Neues Schuljahr 
2026/2027 startet mit leicht steigenden Schülerzah-
len 

Rund 60.400 Schülerinnen und Schüler starteten am 
15. September 2026 in Oberfrankens Grund-, Mittel- 
und Förderschulen ins neue Schuljahr. Weitere gut 
27.700 Schülerinnen und Schüler werden oberfränki-
sche berufliche Schulen (ohne Fach- und Berufsober-
schulen) besuchen. 

Schülerzahlen an Grund- und Mittelschulen in Ober-
franken 

In Oberfranken gibt es insgesamt 224 staatliche 
Grundschulen, 91 staatliche Mittelschulen, die Staat-
liche Gesamtschule Hollfeld sowie 14 private Grund- 
und Mittelschulen. Die Zahl der Schülerinnen und 
Schüler an Grundschulen sinkt leicht von 38.432 auf 
38.309. Die Zahl der Erstklässler sinkt leicht von 9.611 
auf 9.517. Insgesamt werden im neuen Schuljahr 
1.762 Grundschulklassen gebildet. 

Die Zahl der Mittelschülerinnen und Mittelschüler 
steigt von 16.581 auf 17.020. Sie werden in 814 Klas-
sen unterrichtet. 

Personalsituation an den Grund- und Mittelschulen 

Neu eingestellt wurden in diesem Jahr 113 Lehr-
kräfte, acht Fachlehrkräfte und eine Förderlehrkraft. 
Zusätzlich wechselten 79 Lehrkräfte, 17 Fachlehr-
kräfte und fünf Förderlehrkräfte aus anderen Regie-
rungsbezirken nach Oberfranken. Die Zahl der Lehr-
amtsanwärter für Grund- und Mittelschulen ist deut-
lich gestiegen. 

Für die Gesamtversorgung sind auch Lehrkräfte im 
Angestelltenverhältnis wichtig. Zur Sicherstellung der 
Mobilen Reserve und für zusätzliche Unterrichtsange-
bote sind hier noch Stellen zu besetzen. 

Dank dieser Maßnahmen sind der Unterricht nach 
Stundenplan sowie Wahlpflicht-, Förder- und beson-
dere Unterrichtsangebote gewährleistet. 

Auch für die gezielte sprachliche Förderung stehen 
entsprechende Ressourcen bereit. Im Schuljahr 
2026/2027 sind zur Bildung von Vorkursen 
"Deutsch 240" an Grundschulen oberfrankenweit 
948 Wochenstunden eingeplant. Damit kann gemein-
sam mit den Kindertageseinrichtungen ein flächende-
ckendes Angebot für Kinder geschaffen werden, bei 
denen im Rahmen der Sprachstandserhebung ein 
Sprachförderbedarf festgestellt wurde. 

Angesichts des bundesweiten Lehrkräftemangels 
und der üblichen Fluktuation bleibt es während des 
Schuljahres eine anspruchsvolle Aufgabe, flächende-
ckend ausreichend Lehrkräfte für Vertretungsfälle zur 
Verfügung zu haben. Nach Schuljahresbeginn aus-
scheidende Lehrkräfte werden wie in den vergange-
nen Jahren durch neues Personal ersetzt. 

Das regierungsbezirksübergreifende Direktbewer-
bungsverfahren, das seit dem Schuljahr 2024/2025 
auf 13 Stellen ausgebaut wurde, konnte 2026/2027 
umgesetzt werden. Dieses Verfahren unterstützt die 
Personalversorgung in Regionen mit hohem Perso-
nalbedarf und geringer Bewerberzahl. 

Schülerzahlen an Förderschulen in Oberfranken 

Im Schuljahr 2026/2027 steigen die Schülerzahlen an 
den Förderzentren in Oberfranken im Vergleich zum 
Vorjahr leicht von 4.920 auf 5.063. Die Zahl der Schul-
anfänger ist dagegen leicht rückläufig und liegt bei 
471 – zehn weniger als im Vorjahr. Die Anzahl der zu 
bildenden Klassen bleibt unverändert bei 451. 

Personalsituation an Förderschulen in Oberfranken 

Für das neue Schuljahr erhielt der Regierungsbezirk 
Oberfranken eine bedarfsgerechte Zuweisung von 
Lehrerstunden zur sonderpädagogischen Grundver-
sorgung. Insgesamt sind 28 Neuanstellungen von 
Lehrkräften für Sonderpädagogik an den oberfränki-
schen Förderschulen vorgesehen. Zusätzlich erhalten 
zwei Fachlehrkräfte und eine Förderlehrkraft eine 
Planstelle im Förderschulbereich. Im Rahmen des 
bayerischen Versetzungsverfahrens ergänzen acht 
Versetzungen aus anderen Regierungsbezirken die 
Personalversorgung. 

Die Zahl der neuen Studienreferendarinnen und -refe-
rendare ist im Vergleich zum Vorjahr deutlich gestie-
gen.  

Weitere Beschäftigungsmöglichkeiten an den Förder-
schulen umfassen Stellen für Aushilfslehrkräfte, Ab-
ordnungen von anderen Lehrämtern, Pflegekräfte, 
heilpädagogische Unterrichtshilfen sowie für pädago-
gische Unterstützungskräfte. 

Unterrichtssituation an Beruflichen Schulen 

An den 17 oberfränkischen Berufsschulen, die über 
180 Berufe und damit nahezu das gesamte Spektrum 
an Berufsfeldern abdecken, werden rund 
19.000 Schülerinnen und Schüler ausgebildet. 

Im Bereich der Berufsvorbereitung, Berufsintegration 
und Flüchtlingsbeschulung steigen die Schülerzahlen 
weiter an. Es sind mittlerweile 25 (+ drei gegenüber 
dem Vorjahr) ganzjährige Berufsvorbereitungsklassen 
eingerichtet, die bei zusätzlichem Bedarf durch 10  

https://www.regierung.oberfranken.bayern.de/service/planfeststellungen/wirtschaft_landesentwicklung_verkehr/bergbau/dk1_kalchreuth/index.php
https://www.regierung.oberfranken.bayern.de/service/planfeststellungen/wirtschaft_landesentwicklung_verkehr/bergbau/dk1_kalchreuth/index.php
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(+ vier gegenüber dem Vorjahr) sogenannte "Flexi-
klassen" ergänzt werden können. Hinzu kommen 
66 Vollzeit-Berufsintegrationsklassen und drei spezi-
elle "Flexiklassen" zur Integration in Gesellschaft und 
Arbeitsmarkt für ca. 1.250 Jugendliche und junge Er-
wachsene.  

Personalsituation an Beruflichen Schulen 

Für das Schuljahr 2026/2027 konnten im Direktbewer-
bungsverfahren elf der zwölf Planstellen im Berufs-
schulbereich besetzt werden, davon sechs im Be-
reich der Wirtschaftswissenschaften. Auch in den 
Mangelfachrichtungen Bau- und Metalltechnik konn-
ten insgesamt fünf Lehrkräfte für Oberfranken ge- 

wonnen werden. In Agrarwirtschaft und Bautechnik 
gelang jeweils eine Einstellung durch schulspezifi-
sche Sondermaßnahmen.  

Für die Einsatzschulen stehen zudem 46 Referenda-
rinnen und Referendare des zweiten Ausbildungsab-
schnitts zur Verfügung.  

Hinweis: Die Regierung von Oberfranken ist für 
Grund- und Mittelschulen, Berufliche Schulen (ohne 
FOS/BOS) und für Förderschulen im Regierungsbe-
zirk zuständig. Die Regierung verantwortet dabei un-
ter anderem die Themen Personaleinsatz und  
-verwaltung, Schulorganisation, Schulentwicklung 
und Lehrerfortbildung. 
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